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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1391/2003 DER KOMMISSION
vom 4. August 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 5. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 4. August 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 4. August 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 060 52,8
999 52,8

0707 00 05 052 103,8
999 103,8

0709 90 70 052 65,0
999 65,0

0805 50 10 382 56,8
388 57,3
524 44,4
528 48,5
999 51,8

0806 10 10 052 102,6
204 147,8
220 113,4
400 243,9
600 131,4
624 151,9
999 148,5

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 69,6
400 88,0
508 53,5
512 71,7
528 64,6
720 81,5
800 61,6
804 90,7
999 72,7

0808 20 50 052 169,1
388 87,3
512 50,3
528 85,5
999 98,0

0809 20 95 052 293,2
400 237,0
404 252,4
999 260,9

0809 30 10, 0809 30 90 052 158,0
999 158,0

0809 40 05 064 85,7
068 72,5
094 62,1
624 183,8
999 101,0

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1392/2003 DER KOMMISSION
vom 4. August 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 174/1999 mit besonderen Durchführungsvorschriften zur
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates im Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen und die Ausfuhrer-

stattungen im Sektor Milch und Milcherzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (2), insbesondere auf Artikel 31
Absatz 14,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 800/1999
der Kommission vom 15. April 1999 über gemeinsame
Durchführungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen bei
landwirtschaftlichen Erzeugnissen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 444/2003 (4), wird eine
Ausfuhrerstattung nicht gewährt, wenn die Erzeugnisse
am Tag der Annahme der Ausfuhranmeldung nicht von
gesunder und handelsüblicher Qualität sind. Um eine
einheitliche Anwendung der geltenden Rechtsvor-
schriften zu gewährleisten, sollte in der Verordnung (EG)
Nr. 174/1999 der Kommission (5), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 833/2003 (6), verdeut-
licht werden, dass die Erzeugnisse gemäß Artikel 1 der
Richtlinie 92/46/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 mit
Hygienevorschriften für die Herstellung und Vermark-
tung von Rohmilch, wärmebehandelter Milch und
Erzeugnissen auf Milchbasis (7), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 94/71/EG (8), und gemäß Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 entsprechend den
Bestimmungen der genannten Richtlinie hergestellt sein
und das darin vorgesehene Genusstauglichkeitskennzei-
chen tragen müssen, um für eine Erstattung in Frage zu
kommen.

(2) Um eine Umgehung der Rechtsvorschriften zu
vermeiden, sollte vorgesehen werden, dass die Erzeug-
nisse gemäß Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1255/
1999, die für die Tierernährung bestimmt sind, ebenfalls
gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 92/46/EWG

hergestellt werden und das darin vorgesehene Genuss-
tauglichkeitszeichen tragen, wenn für diese Erzeugnisse
eine Erstattung beantragt wird.

(3) Damit alle notwendigen Maßnahmen getroffen werden
können, um die Kennzeichnung der für die Ausfuhr mit
Erstattungen bestimmten Erzeugnisse zu gewährleisten,
und die Ausfuhr bestehender Lagerbestände und die
Verwendung von Verpackungen zu ermöglichen, die das
Genusstauglichkeitskennzeichen nicht tragen, sollte die
Anwendung der vorliegenden Verordnung ab dem 1.
Januar 2004 vorgesehen werden.

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 174/1999 ist daher entspre-
chend zu ändern.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Dem Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 174/1999 wird
folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Um für eine Erstattung in Frage zu kommen,
müssen die in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1255/
1999 genannten Erzeugnisse den Bestimmungen der Rich-
tlinie 92/46/EWG entsprechen und insbesondere in einem
zugelassenen Betrieb hergestellt worden sein und die Bedin-
gungen für das Genusstauglichkeitskennzeichen gemäß
Anhang C Kapitel IV Abschnitt A der genannten Richtlinie
erfüllen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab 1. Januar 2004.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 4. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1393/2003 DER KOMMISSION
vom 4. August 2003

über die Lieferung von Getreide im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1292/96 des Rates vom
27. Juni 1996 über die Nahrungsmittelhilfepolitik und -verwal-
tung sowie über spezifische Maßnahmen zur Erhöhung der
Ernährungssicherheit (1), geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1726/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (2),
insbesondere auf Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der vorgenannten Verordnung wurden die Liste der
Länder und Organisationen, denen eine Gemeinschafts-
hilfe gewährt werden kann, und die für die Beförderung
der Nahrungsmittellieferung über die fob-Stufe hinaus
geltenden allgemeinen Kriterien festgelegt.

(2) Die Kommission hat infolge mehrerer Beschlüsse über
die Nahrungsmittelhilfe bestimmten Begünstigten
Getreide zugeteilt.

(3) Diese Bereitstellungen erfolgen nach der Verordnung
(EG) Nr. 2519/97 der Kommission vom 16. Dezember
1997 über allgemeine Durchführungsbestimmungen für
die Bereitstellung und Lieferung von Waren im Rahmen

der Verordnung (EG) Nr. 1292/96 des Rates für die
Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft (3). Zu diesem
Zweck sollten insbesondere die Lieferfristen und -bedin-
gungen genauer festgelegt werden, um die sich daraus
ergebenden Kosten feststellen zu können —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft wird
Getreide bereitgestellt zur Lieferung an die im Anhang aufge-
führten Begünstigten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2519/97
zu den im Anhang aufgeführten Bedingungen.

Es wird davon ausgegangen, dass der Bieter die geltenden allge-
meinen und besonderen Geschäftsbedingungen kennt und
akzeptiert. Andere in seinem Angebot enthaltene Bedingungen
oder Vorbehalte gelten als nicht geschrieben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 4. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

LOS A

1. Maßnahme Nr.: 108/02

2. Begünstigter (2): World Food Programme (WFP), Via Cesare Giulio Viola 68, I-00148 Roma; Tel. (39-06)
65 13 29 88; Fax 65 13 28 44/3; Telex 626675 WFP I

3. Vertreter des Begünstigten: wird vom Begünstigten benannt

4. Bestimmungsland: Israel

5. Bereitzustellendes Erzeugnis: Weichweizenmehl

6. Gesamtmenge (netto) in Tonnen: 3 245

7. Anzahl der Lose: 1 in 3 Teilmengen (A1: 1 000 Tonnen; A2: 1 000 Tonnen; A3: 1 245 Tonnen)

8. Merkmale und Qualität des Erzeugnisses (3) (5): Siehe ABl. C 312 vom 31.10.2000, S. 1 (A.10)

9. Aufmachung (7): Siehe ABl. C 267 vom 13.9.1996, S. 1 (2.2 A 1.d, 2.d und B.4)

10. Kennzeichnung oder Markierung (6): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (II B 3)

— für die Kennzeichnung zu verwendende Sprache: Englisch
— zusätzliche Aufschriften: —

11. Art der Bereitstellung des Erzeugnisses: Gemeinschaftsmarkt

12. Vorgesehene Lieferstufe: frei Verschiffungshafen

13. Alternative Lieferstufe: —

14. a) Verschiffungshafen: —

b) Ladeanschrift: —

15. Löschhafen: —

16. Bestimmungsort:

— Transitlager oder Transithafen: —
— Lieferung auf dem Landweg: —

17. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der vorgesehenen Lieferstufe:

— erste Frist: A1: 8.–28.9.2003; A2: 22.9.–12.10.2003; A3: 6.–26.10.2003
— zweite Frist: A1: 22.9.–12.10.2003; A2: 6.–26.10.2003; A3: 20.10.–9.11.2003

18. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der alternativen Lieferstufe:

— erste Frist: —
— zweite Frist: —

19. Frist für die Angebotsabgabe (um 12.00 Uhr Brüsseler Zeit):

— erste Frist: 19.8.2003
— zweite Frist: 2.9.2003

20. Höhe der Bietungsgarantie: 5 EUR/Tonne

21. Anschrift für die Einsendung der Angebote und der Bietungsgarantien (1): M. Vestergaard, Commission euro-
péenne; Bureau: L 130, 7/46, B-1049 Bruxelles/Brussel; Telex 25670 AGREC B; Fax (32-2) 296 70 03/296 70 04

22. Erstattung bei der Ausfuhr (4): Die am 25.7.2003 gültige und durch die Verordnung (EG) Nr. 1138/2003 der
Kommission (ABl. L 160 vom 28.6.2003, S. 20) festgesetzte Erstattung
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LOS B

1. Maßnahme Nr.: 816/97

2. Begünstigter (2): Äthiopien

3. Vertreter des Begünstigten: Emergency Food Security Reserve, Addis Ababa; Contact: Ato Sirak Hailu, Tel. (251-
1) 51 71 62, Fax (251-1) 51 83 63

4. Bestimmungsland: Äthiopien

5. Bereitzustellendes Erzeugnis: Weichweizen

6. Gesamtmenge (netto) in Tonnen: 10 000

7. Anzahl der Lose: 1

8. Merkmale und Qualität des Erzeugnisses (3) (5): Siehe ABl. C 312 vom 31.10.2000, S. 1 (A.1)

9. Aufmachung (7): Siehe ABl. C 267 vom 13.9.1996, S. 1 (1.0 A 1.c, 2.c und B.3)

10. Kennzeichnung oder Markierung (6): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (II A 3)

— für die Kennzeichnung zu verwendende Sprache: Englisch
— zusätzliche Aufschriften: —

11. Art der Bereitstellung des Erzeugnisses: Gemeinschaftsmarkt

12. Vorgesehene Lieferstufe (8): frei Bestimmungsort

13. Alternative Lieferstufe: frei Verschiffungshafen — fob gestaut

14. a) Verschiffungshafen: —

b) Ladeanschrift: —

15. Löschhafen: —

16. Bestimmungsort: EFSR warehouse in Dire Dawa

— Transitlager oder Transithafen: Berbera
— Lieferung auf dem Landweg: —

17. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der vorgesehenen Lieferstufe (8):

— erste Frist: 31.10.2003
— zweite Frist: 16.11.2003

18. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der alternativen Lieferstufe:

— erste Frist: 8.–21.9.2003
— zweite Frist: 22.9.–5.10.2003

19. Frist für die Angebotsabgabe (um 12.00 Uhr Brüsseler Zeit):

— erste Frist: 19.8.2003
— zweite Frist: 2.9.2003

20. Höhe der Bietungsgarantie: 5 EUR/Tonne

21. Anschrift für die Einsendung der Angebote und der Bietungsgarantien (1): M. Vestergaard, Commission euro-
péenne; Bureau L 130 7/46, B-1049 Bruxelles/Brussel; Telex 25670 AGREC B; Fax (32-2) 296 70 03/296 70 04

22. Erstattung bei der Ausfuhr (4): Die am 25.7.2003 gültige und durch die Verordnung (EG) Nr. 1138/2003 der
Kommission (ABl. L 160 vom 28.6.2003, S. 20) festgesetzte Erstattung.
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Vermerke:

(1) Zusätzliche Erklärungen: Torben Vestergaard (Tel. (32-2) 299 30 50; Fax (32-2) 296 20 05).

(2) Der Auftragnehmer tritt mit dem Begünstigten oder seinem Vertreter baldmöglichst zur Bestimmung der erforderli-
chen Versandbescheinigungen in Verbindung.

(3) Der Auftragnehmer übergibt dem Begünstigten eine von einer amtlichen Stelle stammende Bescheinigung, aus der
hervorgeht, dass die in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Normen betreffend die Kernstrahlung für die zu
liefernde Ware nicht überschritten worden sind. In der Bescheinigung über die radioaktive Belastung ist der Gehalt
an Cäsium 134 und 137 und an Jod 131 anzugeben.

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 2298/2001 der Kommission (ABl. L 308 vom 27.11.2001, S. 16) betrifft die Ausfuhrerstat-
tungen. Das in Artikel 2 derselben Verordnung genannte Datum ist das unter Nummer 22 dieses Anhangs stehende
Datum.

(5) Der Auftragnehmer überreicht dem Empfänger oder seinem Vertreter bei der Lieferung folgendes Dokument:

— pflanzengesundheitliches Zeugnis.

(6) Die Aufschrift erhält, abweichend von ABl. C 114 vom 29.4.1991, Punkt II A 3 c) oder II B 3 c), folgende Fassung:
„Europäische Gemeinschaft“.

(7) Im Hinblick auf eine eventuelle Umfüllung muss der Zuschlagsempfänger 2 % leere Säcke derselben Qualität wie die
die Ware enthaltenden Säcke liefern. Diese Säcke müssen außer der Aufschrift auch ein großes „R“ tragen.

(8) Neben Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2519/97 gilt, dass keines der gecharterten Schiffe in den jüng-
sten Ausgaben der gemäß dem „Paris Memorandum of Understanding and Port State Control“ (Richtlinie 95/21/EG
des Rates, ABl. L 157 vom 7.7.1995, S. 1) veröffentlichten vier Quartalsberichte angezeigt sein darf.

Damit die Kommission den Lieferauftrag vergeben kann, sind bestimmte Angaben zum Bieter unerlässlich (insbesondere das Konto,
auf das der Betrag gutgeschrieben werden soll). Diese Angaben sind in dem Muster enthalten, das von der Website

http://europa.eu.int/comm/budget/execution/ftiers_fr.htm abgerufen werden kann.

Fehlen diese Angaben, so kann sich der ausgewählte Bieter nicht auf die Mitteilungsfrist gemäß Artikel 9 Absatz 4 der Verordnung
(EG) Nr. 2519/97 berufen.

Die Bieter werden daher gebeten, ihrem Angebot das genannte Muster mit den verlangten Angaben beizufügen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1394/2003 DER KOMMISSION
vom 4. August 2003

zur Einstellung der Fischerei auf Scholle durch Schiffe unter der Flagge Belgiens

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für
die gemeinsame Fischereipolitik (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (2), insbesondere auf Artikel 21
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 2341/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 zur Festsetzung der Fangmöglich-
keiten und entsprechender Fangbedingungen für
bestimmte Fischbestände und Bestandsgruppen in den
Gemeinschaftsgewässern sowie für Gemeinschaftsschiffe
in Gewässern mit Fangbeschränkungen (2003) (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1091/2003 (4),
sind für das Jahr 2003 Quoten für Scholle vorgegeben.

(2) Um die Einhaltung der Fangbeschränkungen für quoten-
gebundene Bestände zu gewährleisten, muss die
Kommission den Zeitpunkt festsetzen, zu dem die zuge-
teilte Quote aufgrund der Fänge der Fischereifahrzeuge
unter der Flagge eines Mitgliedstaats als ausgeschöpft
gilt.

(3) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben
die Schollenfänge im ICES-Gebiet VII f, g durch Schiffe,
die die Flagge Belgiens führen oder in Belgien registriert
sind, die für 2003 zugeteilte Quote erreicht. Belgien hat
die Befischung dieses Bestands ab dem 24. Juli 2003
verboten. Es empfiehlt sich daher, dieses Datum zu über-
nehmen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Aufgrund der Schollenfänge im ICES-Gebiet VII f, g durch
Schiffe, die die Flagge Belgiens führen oder in Belgien registriert
sind, gilt die Belgien für 2003 zugeteilte Quote als erschöpft.

Die Fischerei auf Scholle im ICES-Gebiet VII f, g durch Schiffe,
die die Flagge Belgiens führen oder in Belgien registriert sind,
sowie die Aufbewahrung an Bord, das Umladen und Anlanden
von Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten
Schiffen nach Beginn der Anwendung dieser Verordnung getä-
tigt werden, sind verboten.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 24. Juli 2003.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 4. August 2003

Für die Kommission
Jörgen HOLMQUIST

Generaldirektor für Fischerei
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1395/2003 DER KOMMISSION
vom 4. August 2003

zur Festsetzung des Weltmarktpreises für nicht entkörnte Baumwolle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf das Protokoll Nr. 4 über Baumwolle im Anhang
zur Akte über den Beitritt Griechenlands, zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1050/2001 des Rates (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 des Rates
vom 22. Mai 2001 über die Erzeugerbeihilfe für Baumwolle (2),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
regelmäßig anhand des in der Vergangenheit festge-
stellten Verhältnisses zwischen dem für entkörnte
Baumwolle festgestellten Weltmarktpreis und dem für
nicht entkörnte Baumwolle berechneten Weltmarktpreis
auf der Grundlage des Weltmarktpreises für entkörnte
Baumwolle ermittelt. Dieses in der Vergangenheit festge-
stellte Verhältnis ist mit Artikel 2 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1591/2001 der Kommission vom 2.
August 2001 (3), geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1486/2002 (4) zur Durchführung der Beihilferege-
lung für Baumwolle festgesetzt worden. Kann der Welt-
marktpreis so nicht ermittelt werden, so wird er anhand
des zuletzt ermittelten Preises bestimmt.

(2) Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
für ein Erzeugnis, das bestimmte Merkmale aufweist,
unter Berücksichtigung der günstigsten Angebote und

Notierungen auf dem Weltmarkt unter denjenigen
bestimmt, die als repräsentativ für den tatsächlichen
Markttrend gelten. Zu dieser Bestimmung wird der
Durchschnitt der Angebote und Notierungen herange-
zogen, die an einem oder mehreren repräsentativen
europäischen Börsenplätzen für ein in einem Hafen der
Gemeinschaft cif-geliefertes Erzeugnis aus einem der
Lieferländer festgestellt werden, die als die für den inter-
nationalen Handel am repräsentativsten gelten. Es sind
jedoch Anpassungen dieser Kriterien für die Bestimmung
des Weltmarktpreises für entkörnte Baumwolle vorge-
sehen, um den Differenzen Rechnung zu tragen, die
durch die Qualität des gelieferten Erzeugnisses oder die
Art der Angebote und Notierungen gerechtfertigt sind.
Diese Anpassungen sind in Artikel 3 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1591/2001 festgesetzt.

(3) In Anwendung vorgenannter Kriterien wird der Welt-
marktpreis für nicht entkörnte Baumwolle in nachste-
hender Höhe festgesetzt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 genannte
Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle wird auf
27,762 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 5. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 4. August 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1396/2003 DER KOMMISSION
vom 4. August 2003

zur Festsetzung der gemeinschaftlichen Erzeugerpreise und Einfuhrpreise für Nelken und Rosen
zur Anwendung der Einfuhrregelung für bestimmte Waren des Blumenhandels aus Zypern, Israel,

Jordanien, Marokko, dem Westjordanland und dem Gazastreifen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4088/87 des Rates vom
21. Dezember 1987 zur Festlegung der Bedingungen für die
Anwendung von Präferenzzöllen bei der Einfuhr bestimmter
Waren des Blumenhandels aus Israel, Jordanien, Marokko,
Zypern, dem Westjordanland und dem Gazastreifen (1), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1300/97 (2), insbeson-
dere auf Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a),

in Erwägung nachstehenden Grundes:

Gemäß Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 4088/87 werden jede zweite Woche die gemein-
schaftlichen Einfuhrpreise und Erzeugerpreise für einblütige
(Standard) Nelken und mehrblütige (Spray) Nelken, großblütige
und kleinblütige Rosen festgesetzt. Diese Preise werden gemäß
Artikel 1b der Verordnung (EWG) Nr. 700/88 der Kommission
vom 17. März 1988 zur Durchführung der Regelung bei der
Einfuhr bestimmter Waren des Blumenhandels mit Ursprung in
Zypern, Israel, Jordanien und Marokko sowie im Westjordan-
land und im Gazastreifen in die Gemeinschaft (3), zuletzt

geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2062/97 (4), unter
Zugrundelegung der von den Mitgliedstaaten übermittelten
gewichteten Angaben für den Zeitraum von zwei Wochen fest-
gesetzt. Es ist vorzusehen, dass diese Preise schnellstmöglich
festzusetzen sind, damit die anwendbaren Einfuhrzölle
bestimmt werden können. Die vorliegende Verordnung ist
deshalb unverzüglich in Kraft zu setzen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die gemeinschaftlichen Erzeugerpreise und Einfuhrpreise, die in
einem Zeitraum von zwei Wochen auf einblütige (Standard)
Nelken, mehrblütige (Spray) Nelken, großblütige Rosen und
kleinblütige Rosen gemäß Artikel 1b der Verordnung (EWG)
Nr. 700/88 anwendbar sind, werden im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 5. August 2003 in Kraft.

Sie gilt vom 6. bis 19. August 2003.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 4. August 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

der Verordnung der Kommission vom 4. August 2003 zur Festsetzung der gemeinschaftlichen Erzeugerpreise
und Einfuhrpreise für Nelken und Rosen zur Anwendung der Einfuhrregelung für bestimmte Waren des

Blumenhandels aus Zypern, Israel, Jordanien, Marokko, dem Westjordanland und dem Gazastreifen

Zeitraum: 6. bis 19. August 2003

(in EUR/100 Stück)

Gemeinschaftlicher
Erzeugerpreis

Einblütige Nelken
(Standard)

Mehrblütige Nelken
(Spray) Großblütige Rosen Kleinblütige Rosen

14,06 12,03 17,82 9,03

Gemeinschaftlicher
Einfuhrpreis

Einblütige Nelken
(Standard)

Mehrblütige Nelken
(Spray) Großblütige Rosen Kleinblütige Rosen

Israel — — 6,59 6,34

Marokko — — — —

Zypern — — — —

Jordanien — — — —

Westjordanland und
Gazastreifen — — — —
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 22. Juli 2003

über die Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der Mitgliedstaaten

(2003/578/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 128 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozia-
lausschusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (4),

nach Stellungnahme des Beschäftigungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 2 des Vertrags über die Europäische
Union setzt sich die Union das Ziel, den wirtschaftlichen
und sozialen Fortschritt und ein hohes Beschäftigungsni-
veau zu fördern. Artikel 125 des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft sieht vor, dass die
Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft auf die Entwick-
lung einer koordinierten Beschäftigungsstrategie und
insbesondere auf die Förderung der Qualifizierung,
Ausbildung und Anpassungsfähigkeit der Arbeitnehmer
sowie der Fähigkeit der Arbeitsmärkte hinarbeiten, auf
die Erfordernisse des wirtschaftlichen Wandels zu
reagieren.

(2) Im Anschluss an die Sondertagung des Europäischen
Rates über Beschäftigungsfragen vom 20. und 21.
November 1997 in Luxemburg wurde mit der Entschlie-
ßung des Rates vom 15. Dezember 1997 zu den
beschäftigungspolitischen Leitlinien für 1998 (5) ein
Prozess auf den Weg gebracht, der sich durch eine große

Öffentlichkeitswirkung, klare politische Verpflichtungen
und eine weit reichende Akzeptanz bei allen Akteuren
auszeichnet.

(3) Auf seiner Tagung am 23. und 24. März 2000 in
Lissabon hat der Europäische Rat ein neues strategisches
Ziel für die Europäische Union vorgegeben. Sie soll zum
wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensba-
sierten Wirtschaftsraum der Welt werden, der fähig ist,
ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit mehr und
besseren Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen
Zusammenhalt zu erzielen. Zu diesem Zweck einigte
sich der Rat auf bis 2010 zu erfüllende Zielvorgaben für
die Gesamtbeschäftigungsquote und die Frauenbeschäfti-
gungsquote, die auf der Tagung des Europäischen Rates
am 23. und 24. März 2001 in Stockholm ergänzt
wurden durch bis zum Januar 2005 zu erreichende
Zwischenziele sowie durch ein neues, bis 2010 zu
verwirklichendes Ziel für die Erhöhung der Beschäfti-
gungsquote älterer Frauen und Männer, das die demogra-
fische Herausforderung berücksichtigt.

(4) Auf seiner Tagung am 7., 8. und 9. Dezember 2000 in
Nizza billigte der Europäische Rat die Europäische
Sozialagenda, in der erklärt wird, dass die Rückkehr zur
Vollbeschäftigung eine ehrgeizige Politik erfordert; es gilt
die Beschäftigungsquoten anzuheben, die regionalen
Ungleichgewichte zu vermindern, Ungleichheiten abzu-
bauen und die Arbeitsplatzqualität zu verbessern.

(5) Auf seiner Tagung am 15. und 16. März 2002 in Barce-
lona forderte der Europäische Rat eine Intensivierung der
europäischen Beschäftigungsstrategie durch eine Opti-
mierung, Vereinfachung und bessere Abstimmung des
Prozesses — mit einem Zeithorizont bis zum Jahr 2010
und unter Berücksichtigung der Zielvorgaben der Lissa-
bonner Strategie. Der Europäische Rat von Barcelona
forderte ferner eine Straffung der politischen Koordinie-
rungsprozesse und eine Synchronisierung der Zeitpläne
für die Festlegung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik
und der beschäftigungspolitischen Leitlinien.

5.8.2003 L 197/13Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) Vorschlag vom 8. April 2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-
licht).

(2) Stellungnahme vom 3. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(3) Stellungnahme vom 14. Mai 2003 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(4) Stellungnahme vom 3. Juli 2003 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(5) ABl. C 30 vom 28.1.1998, S. 1.



(6) Auf seiner Tagung am 20. und 21. März 2003 in Brüssel
bekräftigte der Europäische Rat, dass der Beschäftigungs-
strategie eine führende Rolle bei der Umsetzung der
beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitischen Ziele der
Lissabonner Strategie zukommt und dass die Beschäfti-
gungsstrategie und die Grundzüge der Wirtschaftspolitik,
die den Rahmen für die wirtschaftspolitische Koordinie-
rung innerhalb der Gemeinschaft vorgeben, in kohä-
renter Weise ineinander greifen sollten. Die Leitlinien
sollten, so die Forderungen dieses Europäischen Rates,
zahlenmäßig begrenzt und ergebnisorientiert sein und es
den Mitgliedstaaten überlassen, die geeignete Dosierung
der Maßnahmen festzulegen; außerdem sollten den Leitli-
nien geeignete Zielsetzungen zugrunde liegen. 2003
bietet die besondere Gelegenheit, gestraffte politische
Koordinierungsinstrumente — die Grundzüge der Wirt-
schaftspolitik, die beschäftigungspolitischen Leitlinien
und die Binnenmarktstrategie — einzusetzen und ihnen
eine neue Drei-Jahres-Perspektive zu verleihen.

(7) Die Beschäftigungsstrategie wurde einer eingehenden
Bewertung unterzogen, einschließlich einer gründlichen
Halbzeitbewertung im Jahr 2000 und einer umfassenden
Bewertung der in den ersten fünf Jahren gewonnenen
Erkenntnisse im Jahr 2002. Diese Bewertung hat die
Notwendigkeit aufgezeigt, die Kontinuität der Strategie
sicherzustellen, um die verbleibenden strukturellen
Schwächen zu beheben, sowie die Notwendigkeit, sich
den neuen Herausforderungen für eine erweiterte Euro-
päische Union zu stellen.

(8) Die erfolgreiche Umsetzung der Lissabonner Agenda
erfordert eine ausgewogene Stärkung der drei komple-
mentären und sich wechselseitig bedingenden Ziele der
Vollbeschäftigung, der Arbeitsplatzqualität und Arbeits-
produktivität sowie des sozialen Zusammenhalts und der
sozialen Integration durch die Beschäftigungspolitiken
der Mitgliedstaaten. Die Realisierung dieser Ziele erfor-
dert weitere Strukturreformen, die sich auf zehn zentrale
und eng miteinander verknüpfte Prioritäten konzen-
trieren. Besonderes Augenmerk sollte dabei der kohä-
renten Steuerung des Prozesses gelten. Bei allen im
Rahmen der politischen Reformen durchgeführten
Maßnahmen ist ein Gender-Mainstreaming-Ansatz
zugrunde zu legen.

(9) Am 6. Dezember 2001 billigte der Rat eine Reihe von
Indikatoren, mit deren Hilfe zehn Dimensionen von
Investitionen in die Arbeitsplatzqualität erfasst werden
können und forderte, dass diese Indikatoren bei der
Verfolgung der europäischen beschäftigungspolitischen
Leitlinien und Empfehlungen verwendet werden.

(10) Aktive und präventive Maßnahmen sollten effizient sein
und zur Verwirklichung der Ziele der Vollbeschäftigung
und der sozialen Integration beitragen, indem sie dafür
sorgen, dass Arbeitslose ebenso wie Nichterwerbsper-
sonen auf dem Arbeitsmarkt konkurrenzfähig sind und
in ihn integriert werden können. Diese Maßnahmen
sollten durch moderne Arbeitsmarktinstitutionen unter-
stützt werden.

(11) Die Mitgliedstaaten sollten durch die Förderung von
Unternehmergeist und Innovation in einem günstigen
Unternehmensumfeld zur Schaffung von mehr und

besseren Arbeitsplätzen beitragen. Die Mitgliedstaaten
haben sich verpflichtet, die Europäische Charta für Klein-
unternehmen umzusetzen, und haben einen Prozess des
Leistungsvergleichs (Benchmarking) für die Unterneh-
menspolitik auf den Weg gebracht.

(12) Die Herstellung eines ausgewogenen Verhältnisses
zwischen Flexibilität und Sicherheit wird dazu beitragen,
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zu stärken,
die Arbeitsplatzqualität und Arbeitsproduktivität zu
steigern und die Anpassung der Unternehmen und der
Beschäftigten an den wirtschaftlichen Wandel zu fördern.
Der Europäische Rat hat in diesem Zusammenhang auf
seinen Tagungen in Barcelona und Brüssel insbesondere
eine Überprüfung des Arbeitsrechts unter Wahrung der
Rolle der Sozialpartner gefordert. Die Standards im
Bereich des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit am
Arbeitsplatz sollten in Übereinstimmung mit der neuen
Gemeinschaftsstrategie für die Jahre 2002-2006 ange-
hoben werden. Ein besonderes Augenmerk sollte den
Sektoren gelten, in denen das Risiko von Arbeitsunfällen
besonders hoch ist. Der Zugang der Beschäftigten zu
Ausbildungsmaßnahmen ist ein wesentliches Element
eines ausgewogenen Verhältnisses zwischen Flexibilität
und Sicherheit und die Beteiligung aller Arbeitnehmer
sollte gefördert werden, wobei die Rendite für Arbeit-
nehmer, Arbeitgeber und die Gesellschaft als Ganzes zu
berücksichtigen sind. Die wirtschaftliche Umstrukturie-
rung ist eine Herausforderung für den Arbeitsmarkt
sowohl in den jetzigen als auch in den zukünftigen
Mitgliedstaaten und verlangt ein positives Vorgehen
unter Beteiligung aller Akteure, einschließlich der Sozial-
partner.

(13) Der Europäische Rat von Barcelona begrüßte den Akti-
onsplan der Kommission für Qualifikation und Mobilität
und die Entschließung des Rates vom 3. Juni 2002 über
Qualifikation und Mobilität forderte die Kommission, die
Mitgliedstaaten und die Sozialpartner außerdem auf, die
erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Eine höhere
berufliche und geografische Mobilität und ein besseres
Job-Matching werden unter Berücksichtigung der
Arbeitsaspekte der Zuwanderung zu mehr Beschäftigung
und zu einem stärkeren sozialen Zusammenhalt
beitragen.

(14) Die Durchführung kohärenter, umfassender Strategien
für lebensbegleitendes Lernen ist von entscheidender
Bedeutung für die Verwirklichung der Vollbeschäftigung,
der Verbesserung der Arbeitsplatzqualität und Arbeits-
produktivität und der Stärkung des sozialen Zusammen-
halts. Der Europäische Rat von Barcelona begrüßte die
Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Einen europ-
äischen Raum des lebensbegleitenden Lernens schaffen“,
in der die wichtigsten Komponenten der Strategien für
lebensbegleitendes Lernen erläutert werden: Partner-
schaft, Ermittlung des Lernbedarfs, angemessene Mittel-
ausstattung, Verbesserung des Zugangs zum Lernen,
Entwicklung einer Lernkultur und Streben nach einem
Höchstmaß an Qualität. Die laufende Entwicklung der
künftigen konkreten Ziele der Bildungssysteme, der vom
Europäischen Rat von Lissabon eingeleitet worden war,
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spielt eine wichtige Rolle für die Entwicklung des
Humankapitals, und die Synergien mit der Beschäfti-
gungsstrategie sollten umfassend ausgeschöpft werden.
Der Rat hat auf seiner Tagung am 5. und 6. Mai 2003
eine Reihe von Durchschnittsbezugswerten für allge-
meine und berufliche Bildung (Benchmarks) ange-
nommen, von denen mehrere im Rahmen der Beschäfti-
gungspolitik von besonderem Interesse sind. Der Euro-
päische Rat von Lissabon forderte eine substanzielle
Steigerung der Humankapitalinvestitionen pro Kopf. Das
setzt ausreichende Anreize für Arbeitgeber und für den
Einzelnen sowie eine Umschichtung öffentlicher Mittel
zugunsten effizienterer Humankapitalinvestitionen in
allen Bereichen des Lernens voraus.

(15) Ein ausreichendes Arbeitskräfteangebot ist erforderlich,
um den demografischen Herausforderungen zu
begegnen, das Wirtschaftswachstum zu unterstützen, die
Vollbeschäftigung zu fördern und die Tragfähigkeit der
sozialen Sicherungssysteme zu gewährleisten. Der
gemeinsame Bericht der Kommission und des Rates mit
dem Titel „Erhöhung der Erwerbsbeteiligung und Förde-
rung des aktiven Alterns“, der vom Rat am 7. März
2002 angenommen wurde, gelangte zu dem Schluss,
dass dies die Entwicklung umfassender nationaler Strate-
gien erfordert, die auf einem lebenszyklusorientierten
Ansatz basieren. Die Maßnahmen sollten das Beschäfti-
gungspotenzial aller Kategorien von Personen
erschließen. Der Europäische Rat von Barcelona kam
überein, dass die Europäische Union eine schrittweise
Anhebung des effektiven durchschnittlichen Rentenein-
trittsalters um etwa fünf Jahre bis zum Jahr 2010
anstreben sollte. Dieses Alter wurde im Jahr 2001 auf
59,9 Jahre geschätzt.

(16) Geschlechtsspezifische Unterschiede auf dem Arbeits-
markt sollten nach und nach beseitigt werden, wenn die
Europäische Union Vollbeschäftigung, eine höhere
Arbeitsplatzqualität, eine bessere soziale Integration und
einen stärkeren sozialen Zusammenhalt erreichen will.
Das erfordert zum einen einen Gender-Mainstreaming-
Ansatz und zum anderen spezifische politische
Maßnahmen, um Bedingungen zu schaffen, die es Frauen
und Männern ermöglichen, in den Arbeitsmarkt einzu-
treten oder wiedereinzutreten und im Arbeitsmarkt zu
verbleiben. Der Europäische Rat von Barcelona verein-
barte, dass die Mitgliedstaaten bis 2010 für mindestens
90 % der Kinder zwischen drei Jahren und dem Schul-
pflichtalter und für mindestens 33 % der Kinder unter
drei Jahren Betreuungsplätze zur Verfügung stellen
sollten. Die Ursachen der geschlechtsspezifischen Unter-
schiede bei Arbeitslosigkeit und Arbeitsentgelt sollten
angegangen und Zielvorgaben für den Abbau solcher
Unterschiede erfüllt werden, ohne den Grundsatz der
Lohndifferenzierung nach Produktivität und Arbeits-
marktlage in Frage zu stellen.

(17) Mit der effektiven Arbeitsmarkteingliederung benachtei-
ligter Menschen wird ein Beitrag geleistet zur sozialen
Integration, zur Anhebung der Beschäftigungsquoten
und zur Verbesserung der Tragfähigkeit der sozialen
Sicherungssysteme. Die Politik muss gegen Diskriminie-

rung vorgehen, mit personalisierten Angeboten indivi-
duellen Bedürfnissen gerecht werden und angemessene
Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen, indem Arbeit-
gebern Anreize zur Einstellung von Arbeitskräften
gegeben werden. Durch den Beschluss 2001/903/EG des
Rates (1) vom 3. Dezember 2001 wurde das Jahr 2003
zum „Europäischen Jahr der Menschen mit Behinde-
rungen“ erklärt. Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist eine
der zentralen Prioritäten für Maßnahmen zugunsten der
Menschen mit Behinderungen, deren Zahl auf etwa 37
Millionen in der Europäischen Union geschätzt wird und
von denen viele arbeiten können und auch wollen.

(18) Um die Aussichten auf Vollbeschäftigung und sozialen
Zusammenhalt zu verbessern, sollten die Erwerbsein-
kommen auf der einen Seite und die Einkommen bei
Arbeitslosigkeit oder Nichterwerbstätigkeit auf der
anderen Seite in einem Verhältnis zueinander stehen, das
den Menschen Anreize zum Eintritt, zum Wiedereintritt
und zum Verbleib im Arbeitsmarkt bietet und die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen fördert.

(19) Der Begriff „nichtangemeldete Erwerbstätigkeit“
bezeichnet „jegliche Art von bezahlten Tätigkeiten, die
von ihrem Wesen her keinen Gesetzesverstoß darstellen,
den staatlichen Behörden aber nicht gemeldet werden“.
Untersuchungen schätzen den Umfang der informellen
Wirtschaft auf durchschnittlich 7 % bis 16 % des BIP der
Europäischen Union. Sie sollte in reguläre Beschäfti-
gungsverhältnisse überführt werden, um zu einer Verbes-
serung des allgemeinen Unternehmensumfelds, der
Qualität der Arbeitsplätze der Betroffenen, des sozialen
Zusammenhalts und der Tragfähigkeit der öffentlichen
Finanzen und der sozialen Sicherungssysteme beizu-
tragen. Das Wissen über den Umfang nichtangemeldeter
Erwerbstätigkeit in den einzelnen Mitgliedstaaten und in
der Europäischen Union als Ganzes sollte gestärkt
werden.

(20) Das Gefälle zwischen Erwerbstätigkeit und Erwerbslosig-
keit zwischen den Regionen der Europäischen Union ist
nach wie vor groß und wird nach der Erweiterung noch
zunehmen. Dem sollte mit einem umfassenden, die
Akteure auf allen Ebenen einbindenden Konzept zur
Unterstützung des wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts unter Einsatz der Strukturfonds der Gemein-
schaft begegnet werden.

(21) Die Bewertung der ersten fünf Jahre der Beschäftigungs-
strategie hat gezeigt, dass es mit Blick auf die künftige
Wirksamkeit der Strategie entscheidend auf eine bessere
Steuerung ankommt. Voraussetzungen für eine erfolg-
reiche Durchführung der Beschäftigungspolitik sind eine
partnerschaftliche Zusammenarbeit auf allen Ebenen, die
Einbeziehung verschiedener operativer Dienste und
angemessene finanzielle Mittel zur Unterstützung der
Umsetzung der beschäftigungspolitischen Leitlinien. Die
Mitgliedstaaten sind für die effektive Umsetzung der
beschäftigungspolitischen Leitlinien verantwortlich,
einschließlich der Sicherstellung eines ausgewogenen
Ergebnisses auf regionaler und lokaler Ebene.
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(22) Die wirksame Umsetzung der beschäftigungspolitischen
Leitlinien erfordert eine aktive Mitwirkung der Sozial-
partner in allen Phasen, von der Planung bis zur Durch-
führung der Politiken. Auf dem Sozialgipfel vom 13.
Dezember 2001 haben die Sozialpartner auf die
Notwendigkeit hingewiesen, die Dreiparteienkonzertie-
rung weiterzuentwickeln und besser zu koordinieren. Es
wurde auch vereinbart, jedes Jahr im Vorfeld der Früh-
jahrstagung des Europäischen Rates einen Dreiparteien-
Sozialgipfel für Wachstum und Beschäftigung abzu-
halten.

(23) Über die beschäftigungspolitischen Leitlinien hinaus
sollten die Mitgliedstaaten die Grundzüge der Wirt-
schaftspolitik in vollem Umfang umsetzen und sicher-
stellen, dass ihre Maßnahmen sich in völligem Einklang
mit der Erhaltung gesunder öffentlicher Finanzen und
der makroökonomischen Stabilität befinden —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Die Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der
Mitgliedstaaten (nachstehend „beschäftigungspolitische
Maßnahmen“ genannt) werden angenommen. Die Mitglied-
staaten berücksichtigen sie in ihrer Beschäftigungspolitik.

Der Wortlaut der beschäftigungspolitischen Leitlinien ist diesem
Beschluss beigefügt.

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. ALEMANNO
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ANHANG

DIE BESCHÄFTIGUNGSPOLITISCHEN LEITLINIEN

Eine europäische Strategie für Vollbeschäftigung und bessere Arbeitsplätze für alle

Bei der Durchführung ihrer Beschäftigungspolitik arbeiten die Mitgliedstaaten auf die Umsetzung der vereinbarten Ziele
und Handlungsprioritäten und auf die Erfüllung der im Folgenden definierten Zielvorgaben hin. Ein spezielles Augen-
merk wird der Gewährleistung einer guten Steuerung der Beschäftigungspolitik gelten.

Zusätzlich zu den beschäftigungspolitischen Leitlinien und den mit ihnen einhergehenden beschäftigungspolitischen
Empfehlungen sollten die Mitgliedstaaten die Grundzüge der Wirtschaftspolitik in vollem Umfang umsetzen und sicher-
stellen, dass beide Instrumente in kohärenter Weise ineinander greifen.

In Übereinstimmung mit der Lissabonner Agenda fördert die Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten die drei übergrei-
fenden und miteinander verbundenen Ziele der Vollbeschäftigung, der Arbeitsplatzqualität und Arbeitsproduktivität
sowie des sozialen Zusammenhalts und der sozialen Integration.

Bei der Verfolgung dieser Ziele sollte auf Ausgewogenheit geachtet und deutlich gemacht werden, dass sie mit Blick auf
die ehrgeizigen Bestrebungen der Union gleichermaßen von Bedeutung sind. Sie sollten unter Beteiligung aller
einschlägigen Akteure verfolgt werden. Die aus der positiven Interaktion zwischen den drei Zielen entstehenden Syner-
giewirkungen sollten in vollem Umfang genutzt werden. Chancengleichheit und Gleichstellung von Männern und Frauen
sind für Fortschritte auf dem Weg zu diesen drei Zielen von grundlegender Bedeutung.

Ein solches Konzept würde zudem zur Verringerung der Arbeitslosigkeit und der Erwerbslosigkeit beitragen.

Vollbeschäftigung

Die Mitgliedstaaten verfolgen das Ziel, durch eine umfassende Strategie, die sowohl auf der Nachfrageseite als auch auf
der Angebotsseite ansetzende Maßnahmen vorsieht, Vollbeschäftigung zu erreichen und somit die Beschäftigungspolitik
auf die in Lissabon und Stockholm gemachten Zielvorgaben anzuheben.

Die Maßnahmen tragen zur Erreichung folgender Durchschnittswerte für die Europäische Union bei:

— Gesamtbeschäftigungsquote von 67 % bis 2005 und 70 % bis 2010;

— Frauenbeschäftigungsquote von 57 % bis 2005 und 60 % bis 2010;

— Beschäftigungsquote von 50 % bei den älteren Arbeitskräften (55-64) bis 2010.

Alle nationalen Zielvorgaben sollten sich an den auf Ebene der Europäischen Union angestrebten Ergebnissen orientieren
und spezielle nationale Umstände berücksichtigen.

Steigerung der Arbeitsplatzqualität und der Arbeitsproduktivität

Die Steigerung der Arbeitsplatzqualität ist aufs Engste verknüpft mit dem Übergang zu einer wettbewerbsfähigen,
wissensbasierten Wirtschaft und sollte durch vereinte Anstrengungen aller Akteure, insbesondere durch sozialen Dialog,
angestrebt werden. Qualität ist ein mehrdimensionales Konzept, bei dem es sowohl um die Merkmale des Arbeitsplatzes
im engeren Sinne als auch um den Arbeitsmarkt im weiteren Sinne geht. Der Begriff umfasst Aspekte wie die eigentliche
Arbeitsplatzqualität, Qualifikationen, lebensbegleitendes Lernen und berufliche Entwicklung, Gleichstellung der
Geschlechter, Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz, Flexibilität und Sicherheit, Integration und Zugang
zum Arbeitsmarkt, Arbeitsorganisation und Work-Private-Life-Balance, sozialer Dialog und Arbeitnehmerbeteiligung,
Diversifizierung und Nicht-Diskriminierung sowie Gesamtarbeitsleistung.

Die Erhöhung der Beschäftigungsquoten muss Hand in Hand gehen mit einer Steigerung der allgemeinen Arbeitsproduk-
tivität. Arbeitsplatzqualität kann zur Erhöhung der Arbeitsproduktivität beitragen, und die Synergien zwischen beiden
Faktoren sollten in vollem Umfang ausgeschöpft werden. Dies stellt eine besondere Herausforderung für den sozialen
Dialog dar.

Stärkung des sozialen Zusammenhalts und der sozialen Eingliederung

Die Beschäftigung ist ein wichtiger Faktor der sozialen Eingliederung. In Synergie mit der offenen Koordinierungsme-
thode im Bereich der sozialen Eingliederung, sollte die Beschäftigungspolitik eine Erwerbsbeteiligung durch Förderung
des Zugangs zu qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen für alle erwerbsfähigen Frauen und Männer, durch Bekämpfung
von Diskriminierungen auf dem Arbeitsmarkt und durch Vermeidung einer Ausgrenzung von Menschen aus der Arbeits-
welt erleichtern.

Der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt sollte gefördert werden durch Reduzierung der regionalen Disparitäten
bei Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, durch Inangriffnahme der Beschäftigungsprobleme benachteiligter Regionen in
der Europäischen Union und durch eine positive Unterstützung wirtschaftlicher und sozialer Umstrukturierungsmaß-
nahmen.
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SPEZIFISCHE LEITLINIEN

Mit Blick auf die drei übergreifenden Ziele richten die Mitgliedstaaten ihre Politik an den nachstehenden spezifischen
Leitlinien aus, die Handlungsprioritäten darstellen. Dabei verfolgen sie im Rahmen sämtlicher Prioritäten einen Gender-
Mainstreaming-Ansatz.

1. AKTIVE UND PRÄVENTIVE MASSNAHMEN FÜR ARBEITSLOSE UND NICHTERWERBSPERSONEN

Die Mitgliedstaaten werden aktive und präventive Maßnahmen für Arbeitslose und Nichterwerbspersonen entwi-
ckeln und durchführen, um Neuzugänge zur Langzeitarbeitslosigkeit zu vermeiden und eine nachhaltige Eingliede-
rung der Arbeitslosen und der Nichterwerbspersonen in den Arbeitsmarkt zu fördern. Die Mitgliedstaaten werden

a) sicherstellen, dass die Bedürfnisse aller Arbeitssuchenden in einem Frühstadium ihrer Arbeitslosigkeit ermittelt
werden und ihnen Dienstleistungen wie Beratung, Unterstützung bei der Arbeitssuche und individuelle Akti-
onspläne zur Verfügung stehen;

b) auf der Grundlage des genannten ermittelten Bedarfs Arbeitssuchenden die Möglichkeit bieten, an wirksamen
und effizienten Maßnahmen zur Verbesserung ihrer Beschäftigungsfähigkeit und ihrer Eingliederungschancen teil-
zunehmen, wobei besonderes Augenmerk denjenigen gelten sollte, die auf dem Arbeitsmarkt mit den größten
Schwierigkeiten konfrontiert sind.

Die Mitgliedstaaten werden sicherstellen, dass

— jedem Arbeitslosen ein Neuanfang ermöglicht wird, und zwar binnen sechs Monaten nach Eintritt der
Arbeitslosigkeit im Fall von Jugendlichen und binnen zwölf Monaten im Fall von Erwachsenen in Form einer
Ausbildung, einer Umschulung, Berufserfahrung, eines Arbeitsplatzes oder einer anderen Beschäftigungsmaß-
nahme, gegebenenfalls in Kombination mit einer kontinuierlichen Unterstützung bei der Arbeitssuche;

— bis zum Jahr 2010 25 % der Langzeitarbeitslosen an einer aktiven Maßnahme in Form einer Ausbildung,
einer Umschulung, Berufserfahrung oder einer anderen Beschäftigungsmaßnahme teilnehmen, mit dem Ziel,
den Durchschnitt der drei führenden Mitgliedstaaten zu erreichen;

c) die Arbeitsverwaltungen, insbesondere die Arbeitsämter, modernisieren und stärken;

d) sicherstellen, dass Effektivität und Effizienz der Arbeitsmarktprogramme regelmäßig bewertet und die Programme
entsprechend überprüft werden.

2. SCHAFFUNG VON ARBEITSPLÄTZEN UND UNTERNEHMERGEIST

Die Mitgliedstaaten werden die Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen vorantreiben, indem sie Unterneh-
mergeist, Innovation, Investitionsvermögen und günstige wirtschaftliche Rahmenbedingungen für alle Unternehmen
fördern. Besonderes Augenmerk wird der Erschließung des Arbeitsplatzschaffungspotenzials junger Unternehmen,
des Dienstleistungssektors und des Bereichs Forschung und Entwicklung gelten. Entsprechende Initiativen, die durch
den Leistungsvergleich (Benchmarking) von Unternehmenskonzepten und die Umsetzung der Europäischen Charta
für Kleinunternehmen zu untermauern sind, werden auf folgende Ziele abstellen:

— Vereinfachung der administrativen Abläufe und Reduzierung des bürokratischen Aufwands für Unternehmens-
gründungen und für KMU sowie für die Einstellung von Personal, Erleichterung des Zugangs zu Kapitalquellen
für Start-up-Unternehmen, neue und vorhandene KMU und Unternehmen mit hohem Wachstums- und Arbeits-
platzschaffungspotenzial (siehe auch Grundzüge der Wirtschaftspolitik, Leitlinie 11);

— Förderung von Maßnahmen zur Vermittlung von unternehmerischen Fähigkeiten und Managementkompetenz
sowie Unterstützungsangebote, einschließlich Schulungen, die darauf abzielen, den Weg in die Selbstständigkeit
zu einer beruflichen Option für alle zu machen.

3. BEWÄLTIGUNG DES WANDELS UND FÖRDERUNG DER ANPASSUNGSFÄHIGKEIT IN DER ARBEITSWELT

Die Mitgliedstaaten werden die Fähigkeit der Beschäftigten und der Unternehmen zur Anpassung an den Wandel
fördern, wobei sie sowohl dem Bedarf an Flexibilität und Sicherheit Rechnung tragen als auch der Schlüsselrolle der
Sozialpartner in dieser Frage Nachdruck verleihen.

Die Mitgliedstaaten werden allzu restriktive Bestimmungen des Arbeitsrechts, die die Arbeitsmarktdynamik beein-
trächtigen und einer Beschäftigung benachteiligter Menschen im Wege stehen, überprüfen und gegebenenfalls refor-
mieren; sie werden den sozialen Dialog weiterentwickeln, die soziale Verantwortung der Unternehmen fördern und
sonstige geeignete Maßnahmen treffen, mit dem Ziel,

— für eine größere Vielfalt bei arbeitsvertraglichen und arbeitsorganisatorischen Regelungen, einschließlich Arbeits-
zeitregelungen, zu sorgen, die die beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten, eine bessere Vereinbarkeit von Berufs-
und Privatleben und ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen Flexibilität und Sicherheit fördern;

— den Zugang von Arbeitnehmern, vor allem solcher mit geringer Qualifikation, zu Qualifizierungsmaßnahmen
zu fördern;
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— bessere Arbeitsbedingungen, einschließlich im Bereich Gesundheitsschutz und Sicherheit, zu schaffen; die
Maßnahmen werden insbesondere darauf abzielen, die Gesamtzahl der Arbeitsunfälle und das Auftreten von
Berufskrankheiten deutlich zu reduzieren;

— innovative und nachhaltige Formen der Arbeitsorganisation, die sich positiv auf die Arbeitsproduktivität und die
Arbeitsplatzqualität auswirken, zu konzipieren und zu verbreiten;

— Vorkehrungen im Hinblick auf den wirtschaftlichen Wandel und wirtschaftliche Umstrukturierungsprozesse zu
treffen, um diese dann erfolgreich zu bewältigen.

Die Mitgliedstaaten werden einem Arbeitskräftemangel und Arbeitsmarktengpässen mit einer Reihe von
Maßnahmen wie der Förderung der beruflichen Mobilität und der Beseitigung von Hindernissen für die geografische
Mobilität entgegenwirken, insbesondere durch die Umsetzung des Aktionsplans für Qualifikation und Mobilität,
durch Verbesserungen bei der Anerkennung und Transparenz von Qualifikationen und Kompetenzen, durch
Gewährleistung der Übertragbarkeit von Sozialversicherungs- und Rentenansprüchen, durch Schaffung geeigneter
Anreize in den Steuer- und Sozialleistungssystemen und durch Berücksichtigung der arbeitsmarktpolitischen
Aspekte der Einwanderung.

Sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene sollte für mehr Transparenz bei Beschäftigungs- und Ausbil-
dungsmöglichkeiten gesorgt werden, um eine effektive Abstimmung von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeits-
markt zu fördern. Insbesondere sollte bis 2005 sichergestellt sein, dass Arbeitssuchende überall in der Europäischen
Union Zugang zu sämtlichen von den Arbeitsverwaltungen der Mitgliedstaaten bekannt gegebenen Stellenangeboten
haben.

4. FÖRDERUNG DES AUFBAUS VON HUMANKAPITAL UND DES LEBENSBEGLEITENDEN LERNENS

Die Mitgliedstaaten werden Strategien für das lebensbegleitende Lernen verfolgen, einschließlich durch die Verbesse-
rung von Qualität und Effizienz der Bildungs- und Ausbildungssysteme, um allen Arbeitskräften die Qualifikationen
zu vermitteln, die von modernen Arbeitskräften in einer wissensbasierten Gesellschaft verlangt werden, allen eine
berufliche Weiterentwicklung zu ermöglichen und das Missverhältnis zwischen Qualifikationsangebot und Qualifika-
tionsnachfrage zu beheben und Arbeitsmarktengpässe zu überwinden.

Die Maßnahmen werden unter Berücksichtigung nationaler Prioritäten insbesondere darauf abzielen, bis 2010
Folgendes zu erreichen:

— Mindestens 85 % der 22-jährigen in der Europäischen Union sollten die Sekundarstufe II abgeschlossen haben;

— der durchschnittliche Anteil der Erwachsenen im erwerbsfähigen Alter (Altersgruppe 25-64 Jahre) in der Euro-
päischen Union, die am lebensbegleitenden Lernen teilnehmen, sollte mindestens 12,5 % betragen.

Die Maßnahmen werden insbesondere auf einen Zuwachs an Investitionen in die Humanressourcen abzielen. In
diesem Zusammenhang ist es wichtig, dass die Investitionen der Unternehmen in die Aus- und Weiterbildung der
Erwachsenen deutlich aufgestockt werden, um so Produktivität, Wettbewerbsfähigkeit und aktives Altern zu fördern.
Effiziente Humankapitalinvestitionen seitens der Arbeitgeber und der Arbeitskräfte selbst werden gefördert.

5. ERHÖHUNG DES ARBEITSKRÄFTEANGEBOTS UND FÖRDERUNG DES AKTIVEN ALTERNS

Die Mitgliedstaaten werden sich bemühen, dafür zu sorgen, dass eine ausreichende Zahl von Arbeits- und Beschäfti-
gungsmöglichkeiten zur Verfügung steht, um Wirtschaftswachstum und Beschäftigung zu stützen, und — wie in
der Leitlinie 3 konkret dargelegt — dabei der Arbeitskräftemobilität Rechnung tragen. Sie werden insbesondere

— auf eine Erhöhung der Arbeitsmarktbeteiligung hinarbeiten, indem sie das Potenzial aller Bevölkerungsgruppen
im Rahmen eines umfassenden Konzepts, das insbesondere die Verfügbarkeit und Attraktivität von
Arbeitsplätzen umfasst, erschließen, dafür sorgen, dass sich Arbeit lohnt, die Qualifikationen verbessern und
geeignete Unterstützungsangebote bereitstellen;

— das aktive Altern fördern, insbesondere durch die Schaffung von Arbeitsbedingungen, die geeignet sind, die
Menschen länger im Erwerbsleben zu halten — z. B. Zugang zur Weiterbildung, besondere Berücksichtigung
von Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz, innovative und flexible Formen der Arbeitsorganisation
— und durch die Beseitigung von Anreizen für ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt, vor allem
durch eine Reform der Vorruhestandsregelungen und indem sichergestellt wird, dass sich ein Verbleib im
Erwerbsleben auszahlt, sowie durch Förderung der Bereitschaft der Arbeitgeber zur Beschäftigung älterer Arbeit-
nehmer.

Die Maßnahmen werden insbesondere darauf abzielen, dass bis 2010 das effektive Durchschnittsalter beim
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben auf Ebene der Europäischen Union (das für 2001 auf 59,9 geschätzt wird)
um fünf Jahre angehoben wird. Den Sozialpartnern fällt dabei eine wichtige Rolle zu. Nationale Zielvorgaben
sollten mit den auf Ebene der Europäischen Union angestrebten Zielen vereinbar sein und den jeweiligen natio-
nalen Besonderheiten Rechnung tragen;

— und gegebenenfalls das durch Zuwanderung verfügbar werdende zusätzliche Arbeitskräfteangebot in vollem
Umfang einbeziehen.
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6. GLEICHSTELLUNG DER GESCHLECHTER

Die Mitgliedstaaten werden im Wege eines integrierten Ansatzes, der die durchgängige Berücksichtigung der Gleich-
stellung von Frauen und Männern (Gender-mainstreaming) und spezifische strategische Maßnahmen miteinander
verbindet, die Erwerbsquote von Frauen anheben und die geschlechtsspezifischen Unterschiede bei den Beschäfti-
gungsquoten, bei den Arbeitslosenquoten und beim Arbeitsentgelt bis 2010 in erheblichem Maß abbauen. Dabei ist
die Rolle der Sozialpartner von entscheidender Bedeutung. Die Maßnahmen werden insbesondere darauf abzielen,
bis 2010 das geschlechtsspezifische Lohngefälle in jedem Mitgliedstaat mit Blick auf seine völlige Beseitigung
beträchtlich zu reduzieren; erreicht werden soll dies durch einen mehrdimensionalen Ansatz, in dessen Rahmen die
Ursachen der geschlechtsbezogenen Lohnunterschiede angegangen werden, einschließlich der sektoralen und der
beruflichen Segregation, der allgemeinen und der beruflichen Bildung, der Arbeitsplatzbewertungs- und Lohnsys-
teme, der Sensibilisierung und der Transparenz.

Besonderes Augenmerk wird der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben gelten; insbesondere durch die Schaffung
geeigneter Betreuungsangebote für Kinder und andere abhängige Personen, die es ermöglichen, familiäre und beruf-
liche Pflichten miteinander in Einklang zu bringen und nach einer Berufspause in den Arbeitsmarkt zurückzukehren.
Die Mitgliedstaaten sollten diejenigen Hemmnisse beseitigen, die Frauen von einer Beteiligung am Arbeitsmarkt
abhalten, und bestrebt sein, nach Maßgabe der Nachfrage nach Kinderbetreuungseinrichtungen und im Einklang mit
den einzelstaatlichen Vorgaben für das Versorgungsangebot bis 2010 für mindestens 90 % der Kinder zwischen drei
Jahren und dem Schulpflichtalter und für mindestens 33 % der Kinder unter drei Jahren Betreuungsplätze zur Verfü-
gung zu stellen.

7. FÖRDERUNG DER INTEGRATION UND BEKÄMPFUNG DER DISKRIMINIERUNG BENACHTEILIGTER MENSCHEN
AUF DEM ARBEITSMARKT

Die Mitgliedstaaten werden die Integration von Menschen fördern, die auf dem Arbeitsmarkt mit besonderen
Schwierigkeiten konfrontiert sind, wie zum Beispiel Schulabbrecher, gering qualifizierte Arbeitskräfte, Menschen mit
Behinderungen, Zuwanderer und Angehörige ethnischer Minderheiten; dies soll durch Verbesserung ihrer Vermittel-
barkeit, durch Schaffung von mehr Beschäftigungsmöglichkeiten und durch Vermeidung jeglicher Form von Diskri-
minierung geschehen.

Die Maßnahmen werden insbesondere darauf abzielen, dass bis 2010 Folgendes erreicht wird:

— Senkung der durchschnittlichen Schulabbrecherquote für die Europäische Union auf höchstens 10 %;

— erhebliche Verringerung der Differenz zwischen der Arbeitslosenquote benachteiligter Menschen — entspre-
chend allen einzelstaatlichen Zielvorgaben und Definitionen — und der Gesamtarbeitslosenquote in jedem
Mitgliedstaat;

— erhebliche Verringerung der Differenz zwischen den Arbeitslosenquoten von Bürgern der Europäischen Union
und den Arbeitslosenquoten von Drittstaatsangehörigen — in jedem Mitgliedstaat entsprechend den nationalen
Zielvorgaben.

8. ARBEIT LOHNEND MACHEN UND ENTSPRECHENDE ANREIZE SCHAFFEN

Die Mitgliedstaaten werden ihre finanziellen Anreizmechanismen neu gestalten, um Arbeit attraktiver zu machen
und Frauen und Männer zu ermutigen, Arbeit zu suchen, eine Arbeit aufzunehmen und im Arbeitsleben zu
verbleiben. In diesem Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten geeignete Strategien entwickeln, um den Anteil der
erwerbstätigen Armen zu reduzieren. Sie werden Steuer- und Sozialleistungssysteme und deren Wechselwirkungen
überprüfen und gegebenenfalls ändern, um Arbeitslosigkeits-, Armuts- und Nichterwerbstätigkeitsfallen zu beseitigen
und die Arbeitsbeteiligung von Frauen, gering qualifizierten Arbeitskräften, älteren Arbeitskräften, Menschen mit
Behinderungen und arbeitsmarktfernen Gruppen zu fördern.

Sie werden insbesondere — bei Aufrechterhaltung eines angemessenen Sozialschutzniveaus — die Lohnersatzquoten
und die Dauer des Leistungsbezugs überprüfen, sie werden unter Berücksichtigung der individuellen Situation eine
effektive Leistungsverwaltung sicherstellen, insbesondere bezüglich der Koppelung mit einer effektiven Arbeitssuche,
einschließlich des Zugangs zu Aktivierungsmaßnahmen zur Verbesserung der individuellen Vermittelbarkeit; sie
werden gegebenenfalls die Gewährung von Lohnergänzungsleistungen in Betracht ziehen und sich um die Beseiti-
gung von Nichterwerbstätigkeitsfallen bemühen.

Die Maßnahmen werden insbesondere darauf abzielen, dass bis 2010 die hohen effektiven Grenzsteuersätze und
gegebenenfalls die Steuer- und Abgabenbelastung des Arbeitsentgelts von Niedriglohnbeziehern unter Beachtung der
nationalen Gegebenheiten deutlich verringert werden.

9. ÜBERFÜHRUNG VON NICHT ANGEMELDETER ERWERBSTÄTIGKEIT IN REGULÄRE BESCHÄFTIGUNG

Die Mitgliedstaaten sollten umfassende Aktionen und Maßnahmen zur Beseitigung von nicht angemeldeter Erwerbs-
tätigkeit ausarbeiten und durchführen, die die Vereinfachung des Unternehmensumfelds, die Beseitigung von Hemm-
nissen und die Schaffung geeigneter Anreize in den Steuer- und Sozialleistungssystemen, den Ausbau der Strafverfol-
gungskapazitäten und die Anwendung von Sanktionen verknüpfen. Sie sollten die erforderlichen Anstrengungen auf
nationaler und auf Ebene der Europäischen Union unternehmen, um das Ausmaß des Problems und die auf natio-
naler Ebene erzielten Fortschritte erfassen zu können.
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10. ÜBERWINDUNG REGIONALER DISPARITÄTEN BEI DER BESCHÄFTIGUNG

Die Mitgliedstaaten sollten im Rahmen eines weit gefassten Ansatzes tätig werden, um regionalen Disparitäten bei
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Das Arbeitsplatzschaffungspotenzial sollte auf lokaler Ebene,
auch im sozialen Sektor, gefördert und Partnerschaften zwischen allen einschlägigen Akteuren unterstützt werden.
Dazu werden die Mitgliedstaaten

— die Schaffung günstiger Bedingungen für privatwirtschaftliche Tätigkeiten und Investitionen in rückständigen
Regionen fördern;

— sicherstellen, dass die öffentliche Unterstützung für die rückständigen Regionen auf Investitionen in Human- und
Wissenskapital sowie in angemessene Infrastruktur konzentriert wird (siehe auch Grundzüge der Wirtschafts-
politik, Leitlinien 18 und 19).

Das Potenzial des Kohäsions- und des Strukturfonds sowie der Europäischen Investitionsbank sollte dabei in vollem
Umfang genutzt werden.

VERANTWORTUNGSVOLLE STEUERUNG UND PARTNERSCHAFT BEI DER UMSETZUNG DER BESCHÄFTI-
GUNGSPOLITISCHEN LEITLINIEN

Die Mitgliedstaaten werden die effektive Umsetzung der beschäftigungspolitischen Leitlinien, auch auf regionaler und
lokaler Ebene, sicherstellen.

Einbindung der parlamentarischen Gremien, Sozialpartner und sonstigen einschlägigen Akteure

Verantwortungsvolle Steuerung und Partnerschaft sind wichtig, wenn es gilt, die Europäische Beschäftigungsstrategie
unter gebührender Berücksichtigung der unterschiedlichen nationalen Traditionen und Gepflogenheiten umzusetzen.
Dem Europäischen Parlament kommt dabei eine wichtige Rolle zu. Die Umsetzung der Europäischen Beschäftigungsstra-
tegie fällt in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Die einschlägigen parlamentarischen Gremien wie auch die
einschlägigen Akteure im Beschäftigungsbereich müssen auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene unter Beachtung
nationaler Traditionen einen wichtigen Beitrag dazu leisten.

Die Sozialpartner auf nationaler Ebene sollten aufgefordert werden, in Übereinstimmung mit ihren nationalen Tradi-
tionen und Gepflogenheiten die effektive Umsetzung der beschäftigungspolitischen Leitlinien sicherzustellen und über
ihre wichtigsten Beiträge in sämtlichen in ihre Zuständigkeit fallenden Bereichen Bericht zu erstatten, insbesondere in
Bezug auf die Bewältigung des Wandels und die Anpassungsfähigkeit, die Synergie zwischen Flexibilität und Sicherheit,
den Aufbau von Humankapital, Gleichstellung der Geschlechter, Sorge dafür, dass sich Arbeit lohnt und aktives Altern
sowie Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz.

Die europäischen Sozialpartner auf branchenübergreifender und sektoraler Ebene sind aufgefordert, ihren Beitrag zur
Umsetzung der beschäftigungspolitischen Leitlinien zu leisten und die nationalen Sozialpartner auf allen Ebenen, wie
etwa der branchenübergreifenden, sektoralen und lokalen Ebene, in ihren Bemühungen zu unterstützen. Wie in ihrem
gemeinsamen Arbeitsprogramm angekündigt, werden die europäischen Sozialpartner auf branchenübergreifender Ebene
jährlich darüber berichten, welchen Beitrag sie zur Umsetzung der beschäftigungspolitischen Leitlinien geleistet haben.
Die europäischen Sozialpartner auf sektoraler Ebene sind ihrerseits aufgefordert, über die von ihnen ergriffenen
Maßnahmen Bericht zu erstatten.

Zudem sollten die operativen Dienste die beschäftigungspolitischen Politiken wirksam und effizient umsetzen.

Angemessene Bereitstellung der finanziellen Ressourcen

Die Mitgliedstaaten werden sicherstellen, dass bei der Bereitstellung der finanziellen Ressourcen für die Umsetzung der
beschäftigungspolitischen Leitlinien der Grundsatz der Transparenz und Kostenwirksamkeit sowie das Gebot solider
öffentlicher Finanzen im Einklang mit den Grundzügen der Wirtschaftspolitik eingehalten werden.

Die Mitgliedstaaten machen das Potenzial der Strukturfonds der Gemeinschaft, insbesondere des Europäischen Sozial-
fonds, in vollem Umfang nutzbar, um die Verfolgung der Maßnahmen zu unterstützen und die institutionellen Kapazi-
täten im Beschäftigungsbereich zu stärken.
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EMPFEHLUNG DES RATES
vom 22. Juli 2003

zur Durchführung der Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten

(2003/579/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 128 Absatz 4,

gestützt auf die Empfehlung der Kommission,

nach Stellungnahme des Beschäftigungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Auf seiner Tagung am 23. und 24. März 2000 in
Lissabon hat der Europäische Rat ein neues strategisches
Ziel gesetzt: Die Union soll zum wettbewerbsfähigsten
und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum
der Welt werden, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirt-
schaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen
und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen.
Zu diesem Zweck vereinbarte der Rat bis 2010 zu erfül-
lende Zielvorgaben für die Gesamtbeschäftigungsquote
und die Frauenbeschäftigungsquote.

(2) Auf seiner Tagung am 15. und 16. März 2002 in Barce-
lona forderte der Europäische Rat eine Intensivierung der
europäischen Beschäftigungsstrategie durch Optimie-
rung, Vereinfachung und bessere Abstimmung des
vollständig in die Lissabonner Strategie integrierten
Prozesses. Der Europäische Rat von Barcelona forderte
ferner eine Straffung der politischen Koordinierungspro-
zesse und eine Synchronisierung der Zeitpläne für die
Festlegung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik und der
beschäftigungspolitischen Leitlinien.

(3) Nach Auffassung des Rates, der am 3. Dezember 2002
Einvernehmen über die Straffung der Koordinierungspro-
zesse erzielte, soll das Ziel darin bestehen, Transparenz
und Effizienz zu steigern, Überschneidungen und
Wiederholungen in Leitlinien zu vermeiden und Komple-
mentarität und Kohärenz zu gewährleisten.

(4) Auf seiner Frühjahrstagung am 20. und 21. März 2003
in Brüssel bekräftigte der Europäische Rat die führende
Rolle der Beschäftigungsstrategie bei der Realisierung der
beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitischen Zielset-
zungen der Lissabonner Strategie und forderte die
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die Reform der natio-
nalen Arbeitsmärkte weiter entschlossen voranzutreiben.

(5) Der Rat hat die Leitlinien für die Beschäftigungspolitiken
der Mitgliedstaaten mit Beschluss 2003/578/EG (1) ange-
nommen.

(6) Der von der Kommission und vom Rat am 6. März
2003 angenommene Gemeinsame Beschäftigungsbericht
nennt die wesentlichen beschäftigungspolitischen
Herausforderungen in den einzelnen Mitgliedstaaten und
gibt Handlungsprioritäten vor, die den Beitrag der
einzelnen Mitgliedstaaten zur Realisierung der Zielvor-
gaben der beschäftigungspolitischen Leitlinien stärken
sollen.

(7) Eine solide makroökonomische Politik und umfassende
Wirtschaftsreformen sind entscheidende Vorausset-
zungen für die Arbeitsplatzschaffung. Die Mitgliedstaaten
sollten deshalb diese Empfehlung im Einklang mit den
Grundzügen der Wirtschaftspolitik umsetzen —

EMPFIEHLT, den Mitgliedstaaten, die im Anhang dargelegten,
jeweils auf sie bezogenen Maßnahmen zu ergreifen.

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. ALEMANNO
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ANHANG

BELGIEN

Aus der Bevölkerungsalterung leitet sich die Notwendigkeit ab, zur Steigerung der Beschäftigungs- und der Erwerbsquote
die nicht erwerbstätigen Arbeitskräfte zu mobilisieren. Trotz der positiven Entwicklung in den letzten Jahren liegen die
Beschäftigungsquoten in Belgien nach wie vor deutlich unter dem EU-Schnitt und sind damit weit entfernt von den EU-
Zielvorgaben, insbesondere bei der Gruppe der älteren Arbeitskräfte, bei der die Beschäftigungsquote die niedrigste in
der EU ist. Es ist unwahrscheinlich, dass die bisher zur Förderung des aktiven Alterns getroffenen Maßnahmen ausrei-
chen, um die EU-Quotenziele bis 2010 zu erreichen. Die Langzeitarbeitslosigkeit ist in den letzten Jahren zwar zurückge-
gangen und liegt jetzt unter dem EU-Schnitt, bleibt jedoch ein strukturelles Problem. Die Zahl der Neuzugänge zur Lang-
zeitarbeitslosigkeit ist nach wie vor hoch, und es mangelt immer noch an einem geeigneten präventiven Ansatz für alle
erwachsenen Arbeitsuchenden. Ungeachtet jüngster Maßnahmen zur Beseitigung von Arbeitslosigkeitsfallen besteht
weiterhin die Gefahr der Abhängigkeit von Sozialleistungen und damit die Notwendigkeit einer weiter gehenden Reform
des Sozialleistungssystems, wobei gleichzeitig die Attraktivität der Arbeit erhöht werden muss. Außerdem ist Zurückhal-
tung bei den Löhnen gepaart mit einer Senkung der Steuern und Sozialversicherungsbeiträge nach wie vor vorrangiges
Gebot, um die Wettbewerbsposition zu verbessern und damit Arbeitsplätze zu schaffen. Hartnäckige, ausgeprägte regi-
onale und subregionale Disparitäten in der Arbeitsmarktleistung lassen nicht nur auf Unterschiede in der Wirtschafts-
leistung schließen, sondern auch auf eine unzureichende geografische Arbeitskräftemobilität; eingeleitete Abhilfemaß-
nahmen in diesem Bereich zeigen bisher nur begrenzte Wirkung.

Belgien sollte deshalb:

Prävention und Aktivierung

1. Die Neuzugänge zur Langzeitarbeitslosigkeit reduzieren durch Einbindung von mehr erwachsenen Arbeitslosen in
präventive Maßnahmen.

Arbeitskräfteangebot und aktives Altern

2. Eine umfassende Strategie zur Anhebung der Beschäftigungsquote, insbesondere der älteren Arbeitskräfte und der
Frauen, entwickeln und umsetzen, ausgerichtet auf entsprechende Zielvorgaben. Durch weitere präventive
Maßnahmen unter anderem Anreize für ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem Erwerbsleben beseitigen.

Arbeit lohnend machen

3. Das geplante Mehrjahresprogramm zur Senkung der Steuer- und Abgabenbelastung der Arbeit durchführen, um
Anreize zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit zu bieten und Arbeitgeber zur Schaffung neuer Arbeitsplätze zu ermu-
tigen. Kombiniert werden sollte dies mit der Beseitigung von Arbeitslosigkeitsfallen im Sozialversicherungssystem.

Regionale Disparitäten

4. Durch konzertierte Maßnahmen die Arbeitskräftemobilität zwischen den Regionen steigern und die Koordination und
Integration der Arbeitsmarktpolitiken weiter vorantreiben.

DÄNEMARK

Die Beschäftigungsquoten in Dänemark liegen bereits deutlich über den EU-Zielvorgaben, auch die Quote der Frauen
und der älteren Arbeitskräfte. In Anbetracht der zunehmenden Alterung der Erwerbsbevölkerung muss Dänemark jedoch
ein ausreichendes Arbeitskräfteangebot gewährleisten, um das Wachstum und die Tragfähigkeit des sozialen Sicherungs-
systems zu erhalten. Zwar haben jüngste Reformen eine Anhebung des durchschnittlichen effektiven Renteneintrittsalters
bewirkt, doch ist die Entwicklung in bestimmten Sektoren weiterhin aufmerksam zu verfolgen, insbesondere im Gesund-
heitssektor, im Bildungssektor und im sozialen Sektor, in denen Arbeitskräfte im Alter über 50 Jahren überrepräsentiert
sind. Aufgestockt werden könnte das Arbeitskräfteangebot durch eine stärkere Erwerbsbeteiligung der in Dänemark
lebenden Zuwanderer. Reformen zur Verminderung der Gesamtabgabenbelastung der Arbeit sind zwar im Gange, doch
sind weitere Reformanstrengungen erforderlich, um langfristig eine hohe Erwerbsbeteiligung sicherzustellen. Insbeson-
dere gilt es, die immer noch relativ hohen Grenzsteuersätze weiter abzusenken und Anreize gegen den Vorruhestand zu
schaffen.

Dänemark sollte deshalb:

Arbeitskräfteangebot und aktives Altern

1. Die Bemühungen zur langfristigen Sicherung des Arbeitskräfteangebots verstärken, vor allem durch Förderung der
Beteiligung älterer Arbeitskräfte und durch Vermeiden von Engpässen in Sektoren mit einem hohen Altersdurch-
schnitt der Erwerbstätigen.

Benachteiligte Personen

2. Zuwanderer stärker in den Arbeitsmarkt integrieren durch Einstellen eines ausgewogenen Verhältnisses zwischen den
Erfordernissen, wirtschaftliche Anreize zu bieten und soziale Ausgrenzung zu vermeiden.

Arbeit lohnend machen

3. Durch weiterführende Reformen die hohen Grenzsteuersätze und die Gesamtabgabenbelastung der Arbeit noch
stärker reduzieren und die Effektivität entsprechender Maßnahmen überwachen. Insbesondere gilt dies für die
Bezieher niedriger und mittlerer Einkommen.
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DEUTSCHLAND

Die Gesamtbeschäftigungsquote in Deutschland liegt nahe an der EU-Zielvorgabe für 2005 von 67 %. Die Beschäfti-
gungsquote der Frauen übertrifft bereits das EU-Zwischenziel für 2005 von 57 %, während die Quote der älteren
Arbeitskräfte aufgrund der niedrigen Erwerbsbeteiligung in der Altersgruppe zwischen 60 und 64 Jahren weiterhin unter
dem bereits niedrigen Ausgangsniveau von 1997 bleibt. Die Erwerbsbeteiligung der Frauen wird nach wie vor durch den
Mangel an Betreuungseinrichtungen und das geschlechtsspezifische Lohngefälle negativ beeinflusst, insbesondere in der
Privatwirtschaft. Die erwartete Zunahme der Arbeitslosigkeit im Jahr 2003 verlangt nach einer effizienten präventiven
und aktiven Arbeitsmarktpolitik. Das Zusammenwirken von Besteuerung, Sozialversicherungsbeiträgen und Leistungs-
entzug könnte negative Arbeitsanreize, vor allem für Geringverdiener schaffen. Deswegen wurden die Arbeitsanreize im
Rahmen der jüngsten Reformen vor allem für Geringverdiener erhöht. Auch das Bildungssystem ist, im Hinblick darauf,
dass Geringqualifizierte einen großen Teil der Arbeitslosen stellen, ein wesentliches Element bei der Bekämpfung von
Arbeitslosigkeit. Besonders kritisch ist der Arbeitsplatzmangel in den neuen Bundesländern, wodurch die regionalen
Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt sich weiter verschärfen. Das Regelungsniveau behindert möglicherweise die
Schaffung von Arbeitsplätzen und sollte überdacht werden, einschließlich der in der Lohnfindung maßgebenden Arbeits-
marktinstitutionen.

Deutschland sollte deshalb:

Prävention und Aktivierung

1. Die Effizienz der Unterstützung der Arbeitssuchenden und der aktiven Arbeitsmarktprogramme durch zielgerichtetere
und stärker maßgeschneiderte Maßnahmen steigern; in der Arbeitsmarktpolitik sollte den neuen Bundesländern
weiterhin besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden.

Bewältigung des Wandels und Förderung der Anpassungsfähigkeit

2. Die Arbeitsplatzschaffung unterstützen durch eine systematische Überprüfung und Beseitigung von regulatorischen
Schranken, die die Beschäftigungsentwicklung im Dienstleistungsgewerbe und in der Industrie möglicherweise
hemmen; die Arbeitsorganisation flexibilisieren und einen der Arbeitsplatzschaffung und Produktivität förderlichen
regulatorischen Rahmen schaffen, unter anderem durch eine umfassende und schnelle Umsetzung der im März 2003
von der Bundesregierung vorgeschlagenen Änderung im Bereich des Arbeitsrechts.

Lebensbegleitendes Lernen

3. Die alle Ebenen des Bildungssystems einbeziehende Gesamtstrategie des lebensbegleitenden Lernens weiterentwickeln
und umsetzen mit besonderem Augenmerk auf die Anhebung der Weiterbildungsbeteiligung insbesondere der älteren
Arbeitskräfte, der Geringqualifizierten und der Beschäftigten in KMU.

Gleichstellung der Geschlechter

4. Konsequenter gegen die Ursachen geschlechtsspezifischer Benachteiligungen am Arbeitsmarkt angehen, insbesondere
die Wirkung des Steuersystems auf die Erwerbstätigkeit von Frauen bewerten und die Sozialpartner dazu auffordern,
ihre Verantwortung zur deutlichen Reduzierung der geschlechtsspezifischen Einkommensunterschiede wahrzu-
nehmen; das Kinderbetreuungsangebot erweitern und es besser auf die Arbeits- und Schulunterrichtszeiten
abstimmen.

Arbeit lohnend machen

5. Weiter das Steuer- und Sozialleistungssystem reformieren und dabei sicherstellen, dass ausreichende Anreize zur
Arbeitsaufnahme bestehen. Gleichzeitig sollte die für einen Leistungsbezug gesetzlich bestehende Verpflichtung zur
aktiven Arbeitssuche konsequent umgesetzt werden.

GRIECHENLAND

Die Gesamtbeschäftigungsquote Griechenlands und insbesondere die Frauenbeschäftigungsquote liegen deutlich unter-
halb der Zielvorgaben des Europäischen Rates. Dies ist zum Teil auf die geringe Verbreitung der Teilzeitarbeit zurückzu-
führen. Die Arbeitslosigkeit ist 2002 im dritten Jahr in Folge zurückgegangen, liegt jedoch immer noch über dem EU-
Durchschnitt; dabei ist die Arbeitslosenquote der Frauen doppelt so hoch wie diejenige der Männer. Die Reform der
öffentlichen Arbeitsverwaltungen, wichtig für die Bekämpfung der hohen Langzeitarbeitslosigkeit, lässt immer noch auf
sich warten. Zur Steigerung der Arbeitsproduktivität, die unter anderem durch das niedrige Qualifikationsniveau leidet,
müssen Aus- und Weiterbildung besser miteinander verknüpft werden. Ungeachtet jüngster Reformen hemmen die
Komplexität des Steuersystems und die hohen Sozialversicherungsbeiträge weiterhin erheblich die Einstellung von
Arbeitskräften und die Eindämmung der nicht angemeldeten Erwerbstätigkeit. Außerdem hat die Förderung flexibler
Beschäftigungsverhältnisse nur begrenzte Wirkung gezeigt.

Griechenland sollte deshalb:

Bewältigung des Wandels und Förderung der Anpassungsfähigkeit

1. In enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern das Arbeitsmarkt-Reformpaket voll umsetzen, um den Zugang zu
Teilzeitarbeit zu erleichtern und unter Wahrung des Gleichgewichts zwischen Flexibilität und Sicherheit auf dem
Arbeitsmarkt die Anpassungsfähigkeit der Arbeitskräfte und der Unternehmen zu fördern.
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Lebensbegleitendes Lernen

2. Die Erarbeitung der umfassenden Strategie des lebensbegleitenden Lernens abschließen und diese Strategie umsetzen,
gestützt auf die bereits eingeleitete Koordinierung zwischen der Aus- und Weiterbildung und den Beschäftigungssy-
stemen. Die Schulerfolgsquote und die Bildungsbeteiligung der Erwachsenen steigern.

Gleichstellung der Geschlechter

3. Durch gezielte Maßnahmen das hohe geschlechtsspezifische Gefälle bei Beschäftigung und Arbeitslosenquote abbauen
und die Bemühungen zum Ausbau der Betreuungseinrichtungen für Kinder und andere abhängige Personen fort-
setzen.

Arbeit lohnend machen

4. Das Steuersystem vereinfachen und die Sozialversicherungsbeiträge, vor allem für die Geringverdiener, reduzieren
und stärkere Teilzeitarbeitsanreize bieten. Durch einen angemessenen Policymix die nichtangemeldete Erwerbstätig-
keit erheblich abbauen, u. a. durch eine geringere steuerliche Belastung der Geringverdiener, um stärkere Anreize für
die Überführung der nichtangemeldeten Erwerbstätigkeit in reguläre Beschäftigung zu schaffen.

Umsetzungsmechanismen

5. Die Reform der öffentlichen Arbeitsverwaltungen abschließen und den präventiven und individualisierten Ansatz
vollständig umsetzen, insbesondere für Frauen und jüngere Menschen; die statistischen Monitoringsysteme opti-
mieren.

SPANIEN

Ungeachtet erheblicher Anstrengungen und großer Fortschritte in den letzten Jahren liegt die Arbeitslosenquote immer
noch erheblich über und die Beschäftigungsquote unter dem EU-Durchschnitt. Die Arbeitslosigkeit der Frauen ist stärker
zurückgegangen als diejenige der Männer, doch ist die Frauenarbeitslosenquote nach wie vor mehr als doppelt so hoch
wie die der Männer. Weitere Merkmale des spanischen Arbeitsmarktes haben sich kaum verändert: die nur schleppende
Produktivitätssteigerung, der hohe Anteil befristeter Arbeitsverträge und die im Vergleich mit anderen Mitgliedstaaten
weit weniger verbreitete Teilzeitarbeit. Außerdem hat die Arbeitsplatzschaffung in den verschiedenen Autonomen
Regionen nicht ausgereicht, um die großen Unterschiede in der Arbeitslosenquote zwischen den Regionen zu beseitigen.
Die geografische Arbeitskräftemobilität wird teilweise durch strukturelle Engpässe behindert, insbesondere durch Unzu-
länglichkeiten auf dem Wohnungsmarkt. Wichtig in diesem Kontext ist es, die Modernisierung der öffentlichen Arbeits-
verwaltung zu vollenden und die Koordination zwischen den regionalen Arbeitsverwaltungen zu verbessern.

Spanien sollte deshalb:

Bewältigung des Wandels und Förderung der Anpassungsfähigkeit

1. In Abstimmung mit den Sozialpartnern die Arbeitsorganisation verbessern und die Beteiligung am lebensbegleitenden
Lernen anheben, um die Arbeitsproduktivität und die Arbeitsplatzqualität zu steigern. Den regulatorischen Rahmen
reformieren, wobei der Schwerpunkt darauf liegen sollte, den hohen Anteil der befristeten Arbeitsverhältnisse zu
vermindern und den Anteil der Teilzeitarbeit zu erhöhen.

Gleichstellung der Geschlechter

2. Wirksame Maßnahmen ergreifen, um die Gesamtbeschäftigungsquote anzuheben und die geschlechtsspezifische Disk-
repanz bei Beschäftigung und Arbeitslosigkeit zu verringern. Das Betreuungsangebot für Kinder und andere
abhängige Personen erweitern.

Regionale Disparitäten

3. Die Arbeitsplatzschaffung in den Regionen mit Entwicklungsrückstand intensivieren und Hindernisse für die geografi-
sche Mobilität beseitigen. Um die regionalen Disparitäten bei Beschäftigung und Arbeitslosigkeit abzubauen, sollte
dies eine bessere Koordinierung zwischen den verschiedenen regionalen Arbeitsverwaltungen einschließen.

Umsetzungsmechanismen

4. Die Modernisierung der öffentlichen Arbeitsverwaltungen zu Ende führen, um deren Leistungsfähigkeit und Vermitt-
lungskapazität zu steigern. Zu diesem Zweck sollte auch das statistische Monitoringsystem fertig gestellt werden.

FRANKREICH

Frankreich hat nach wie vor eine relativ niedrige Gesamtbeschäftigungsquote, und die Beschäftigungsquote der älteren
Arbeitskräfte zählt zu den niedrigsten in der EU. In Anbetracht der Bevölkerungsalterung gilt es daher, die Erwerbsbetei-
ligung insbesondere der älteren Arbeitskräfte anzuheben. Die Durchführung aktiver und präventiver Maßnahmen konnte
bisher nichts daran ändern, dass in bestimmten Landesteilen die strukturelle Arbeitslosigkeit relativ hoch ist; das
weiterhin bestehende Missverhältnis zwischen Arbeitskräfteangebot und Arbeitskräftenachfrage führt in einigen Sektoren
zu Engpässen. Besonders problematisch in diesem Kontext ist die hohe Zahl der Schulabgänger ohne berufliche Qualifi-
kation. Obwohl der soziale Dialog in verschiedenen Bereichen eine wichtige Rolle spielen könnte, ist er ziemlich
schwach ausgeprägt.
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Frankreich sollte deshalb:

Prävention und Aktivierung

1. Die Maßnahmen zur Verhütung der Arbeitslosigkeit intensivieren durch einen stärker auf die Arbeitsuchenden zuge-
schnittenen Ansatz, durch wirksame Anreize für die Arbeitsuche und durch eine bessere Koordination zwischen den
verschiedenen Arbeitsverwaltungen. Zu diesem Zweck sicherstellen, dass das neue Arbeitslosenversicherungssystem
durch angemessene Anforderungen und wirksame Anreize für die Arbeitsuche flankiert wird.

Lebensbegleitendes Lernen

2. Eine umfassende Strategie des lebensbegleitenden Lernens umsetzen, die den Erfordernissen der beruflichen Erstausbil-
dung gerecht wird und den gering qualifizierten Arbeitskräften, vor allem in den KMU, den Weiterbildungszugang
erleichtert.

Arbeitskräfteangebot und aktives Altern

3. Durch kohärente Maßnahmen die Erwerbsbeteiligung der älteren Arbeitskräfte deutlich anheben, insbesondere durch
Anreize zur Verlängerung des Erwerbslebens, durch Förderung des Zugangs zur Weiterbildung und durch eine
Reform der Vorruhestandsregelungen.

Sozialpartnerschaft

4. Den sozialen Dialog anregen und stärken, vor allem in den Bereichen aktives Altern und lebensbegleitendes Lernen.

IRLAND

Irland macht stetige Fortschritte bei der Realisierung der Beschäftigungsziele von Stockholm und Lissabon. Ein starker
Rückgang des Wirtschaftswachstums und die jüngste Zunahme der Arbeitslosenquote stellen jedoch eine große Heraus-
forderung dar. Die Erwerbsbeteiligung der Frauen hat zwar erheblich zugenommen, doch besteht nach wie vor ein signi-
fikantes geschlechtsspezifisches Gefälle bei den Beschäftigungsquoten und beim Arbeitsentgelt. Verschärft werden diese
Probleme durch den Mangel an erschwinglichen Kinderbetreuungseinrichtungen. Ungeachtet einiger Fortschritte
bestehen nach wie vor Ungleichheiten zwischen den beiden Regionen beim Zugang zum Arbeitsmarkt und generell in
der Wirtschaftstätigkeit. Die strategischen Rahmenbedingungen für das lebensbegleitende Lernen sind noch nicht
geschaffen worden, und die betriebliche Weiterbildung, vor allem der älteren Arbeitskräfte, ist noch unterentwickelt.

Irland sollte deshalb:

Arbeitsplatzschaffung

1. Die regionalen Ungleichgewichte bei Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Arbeitsplatzschaffung im Rahmen einer
umfassenden Strategie weiter abbauen, auch durch Einsatz entsprechender gemeinschaftlicher Strukturfondsmittel.

Lebensbegleitendes Lernen

2. Die betriebliche Weiterbildung ausbauen und die Umsetzung einer kohärenten Strategie des lebensbegleitenden
Lernens, einschließlich entsprechender Zielvorgaben, beschleunigen. Die Sozialpartner in die Realisierung dieser Ziele
aktiv einbinden.

Gleichstellung der Geschlechter

3. Nichterwerbstätige, insbesondere Frauen, verstärkt mobilisieren und in den Arbeitsmarkt integrieren durch weiteren
Abbau steuerlicher Barrieren, Ausweitung des Angebots an erschwinglichen Kinderbetreuungseinrichtungen und
Beseitigung der Ursachen des geschlechtsspezifischen Lohngefälles.

ITALIEN

Ungeachtet der Fortschritte in den letzten Jahren bleiben die Beschäftigungsquoten in Italien deutlich unter dem Gemein-
schaftsdurchschnitt, insbesondere die Quoten der Frauen und der älteren Arbeitskräfte; entsprechende nationale Zielvor-
gaben bestehen. Das regionale Ungleichgewicht ist nach wie vor erheblich: Im Norden sind die Erwerbsquoten hoch,
und es herrscht nahezu Vollbeschäftigung, während die Situation im Süden gekennzeichnet ist durch niedrige Erwerbsbe-
teiligung und hohe Arbeitslosigkeit. Die bisherigen Reformen haben zwar in beiden Teilen des Landes das Beschäfti-
gungsniveau erhöht und die Arbeitslosigkeit reduziert, doch ist der relative Abstand nahezu unverändert geblieben. Ein
entsprechender Policymix, mit dem die nichtangemeldete Erwerbstätigkeit erheblich eingedämmt werden sollte, hat nur
eingeschränkt Erfolge gebracht und die Erwartungen nicht erfüllt. Zwar wurden in den letzten fünf Jahren flexible
Arbeitsverträge eingeführt, doch leidet der italienische Arbeitsmarkt weiterhin unter dem unterschiedlich hohen Niveau
des Arbeitsplatzschutzes. Auf der anderen Seite ist das System der Arbeitslosen- und Sozialhilfe in Italien immer noch
sehr schwach entwickelt. Anfang 2003 hat die Regierung weitere Initiativen für mehr Flexibilität und Sicherheit des
Arbeitsmarkts eingeleitet, unter anderem durch Einführung neuer Arbeitsverträge und die Liberalisierung der Arbeitsver-
waltungen. Bereits längere Zeit laufende Vorhaben, wie zum Beispiel die Reform der staatlichen Arbeitsverwaltung und
die Strategie des lebensbegleitenden Lernens, kommen jedoch nur schleppend voran.
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Italien sollte deshalb:

Arbeitsplatzschaffung

1. Die regionalen Ungleichgewichte bei Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Arbeitsplatzschaffung im Rahmen einer
umfassenden Strategie abbauen, auch durch Einsatz entsprechender gemeinschaftlicher Strukturfondsmittel. Noch
stärker auf den Policymix setzen, um die nichtangemeldete Erwerbstätigkeit erheblich einzudämmen; hierzu insbeson-
dere die Sozialpartner auffordern, sich stärker zu engagieren, und mehr Anreize für die Überführung von nichtange-
meldeter Erwerbstätigkeit in reguläre Beschäftigung schaffen.

Bewältigung des Wandels und Förderung der Anpassungsfähigkeit

2. Gegebenenfalls in Abstimmung mit den Sozialpartnern die Arbeitsmarktflexibilität steigern und die Arbeitsorganisa-
tion modernisieren unter Nutzung der Synergien zwischen Flexibilität und Sicherheit und ohne Marginalisierung
benachteiligter Personen.

Lebensbegleitendes Lernen

3. Die Strategie des lebensbegleitenden Lernens umsetzen, insbesondere durch ein in Abstimmung mit den Sozialpart-
nern erweitertes Weiterbildungsangebot.

Arbeitskräfteangebot und aktives Altern

4. Die Beschäftigungsquote der älteren Arbeitskräfte in Einklang mit der nationalen Zielvorgabe anheben, insbesondere
durch Erhöhung des effektiven Erwerbsaustrittsalters und Erweiterung des Weiterbildungsangebots, beides in Abstim-
mung mit den Sozialpartnern. Die Beschäftigungsquote der Frauen anheben, insbesondere durch Erweiterung des
Angebots an flexiblen Arbeitszeitregelungen und Betreuungseinrichtungen für Kinder und sonstige pflegebedürftige
Personen.

Umsetzungsmechanismen

5. Die Arbeitsweise der Arbeitsmarktverwaltungen verbessern durch Schaffung eines für alle Wirtschaftsteilnehmer
zugänglichen EDV-gestützten Arbeitsmarktdatensystems bei gleichzeitiger Stärkung der Arbeitsverwaltungen, vor
allem im Bereich aktive und präventive Maßnahmen für Arbeitslose.

LUXEMBURG

Die Erwerbsbeteiligung in Luxemburg, insbesondere diejenige der älteren Arbeitskräfte, liegt unter dem EU-Durchschnitt.
Das dennoch zu verzeichnende Beschäftigungswachstum wird getragen durch Grenzgänger und die wachsende Erwerbs-
beteiligung der luxemburgischen Frauen, während die Beschäftigungsquote der älteren Arbeitskräfte ungeachtet einiger
gezielter Anreizmaßnahmen zur Verlängerung des Erwerbslebens stagniert. Die Mobilisierung eines Teils der Nichter-
werbstätigen ist eine wichtige Voraussetzung für die Erhöhung des Arbeitskräfteangebots und damit für das Wirtschafts-
wachstum. Stärkere Anreize zur Verlängerung des Erwerbslebens könnten sich ergeben aus der weiteren Reform der
Frühverrentungs- und Vorruhestandsregelungen. Aufmerksam verfolgt werden sollten auch die Auswirkungen der
jüngsten Neuregelung der Erwerbsunfähigkeitsrenten. Es besteht die Gefahr, dass die sich abschwächende Arbeitsmarkt-
dynamik Fortschritte bei der Anhebung der Frauenbeschäftigungsquote zunichte macht. Die Eingliederung junger
Menschen ohne berufliche Qualifikationen in den Arbeitsmarkt ist weiterhin ein großes Problem. In Bezug auf diese
Aspekte (junge Menschen, Frauen und ältere Arbeitskräfte) und auf wichtige Aspekte der Arbeitsplatzqualität (lebensbe-
gleitendes Lernen, geschlechtsspezifisches Lohngefälle) hat Luxemburg noch kein Follow-up-Verfahren etabliert, das es
erlaubt, die tatsächlichen Auswirkungen der seit dem ersten nationalen Aktionsplan (NAP) für Beschäftigung beschlos-
senen Maßnahmen und Reformen zu bewerten.

Luxemburg sollte deshalb:

Lebensbegleitendes Lernen

1. Die effektive Umsetzung des Rahmengesetzes über die ständige Weiterbildung gewährleisten durch Erarbeitung einer
kohärenten Strategie des lebensbegleitenden Lernens in enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern. Den Schulab-
bruch bekämpfen und das Schulsystem so reformieren, dass eine größere Kohärenz zwischen der allgemeinen und
der beruflichen Bildung erreicht wird.

Arbeitskräfteangebot und aktives Altern

2. Die Erwerbsbeteiligung der älteren Arbeitskräfte deutlich anheben durch Reform der Vorruhestandsregelung und
durch genaue Überwachung der Auswirkungen der geänderten Regelung der Erwerbsunfähigkeitsrente.

Gleichstellung der Geschlechter

3. Die Anstrengungen zur Anhebung der Erwerbsbeteiligung der Frauen fortsetzen durch Verbesserung der Dienstleis-
tungen zur Vereinfachung einer besseren Vereinbarkeit von Privatleben und Beruf, durch Erleichterung der Wieder-
eingliederung in den Arbeitsmarkt nach einer längeren Unterbrechung der Erwerbstätigkeit und durch Förderung der
Gleichstellung von Frauen und Männern mit Schwerpunkt auf der Beseitigung der Ursachen des geschlechtsspezifi-
schen Lohngefälles.
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NIEDERLANDE

Trotz der jüngsten Zunahme der Arbeitslosigkeit übertreffen die Niederlande weiterhin deutlich das vom Europäischen
Rat festgesetzte Gesamtbeschäftigungsziel. Zwar liegt die Frauenbeschäftigungsquote über der EU-Zielvorgabe, gleich-
zeitig ist jedoch das geschlechtsspezifische Lohngefälle nach wie vor relativ hoch. Zur künftigen Steigerung der Beschäfti-
gungsquoten gilt es, die Frauenbeschäftigung weiter anzuheben, ältere Menschen und Minderheiten stärker zu aktivieren
und das ungenutzte Arbeitskräftepotenzial zu mobilisieren. Die Anzahl der Personen, die Versorgungsleistungen wegen
Erwerbsunfähigkeit beziehen, ist besorgniserregend hoch, und Arbeitslosigkeitsfallen im Sozialleistungssystem bilden
weiterhin negative Anreize zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit. Die Tatsache, dass zahlreiche freie Arbeitsstellen
aufgrund von Qualifikationsdefiziten nicht besetzt werden können, lässt auf Defizite in der Strategie des lebensbeglei-
tenden Lernens, die Kluft zwischen Arbeitskräfteangebot und Arbeitskräftenachfrage zu überbrücken, schließen. Die
Zunahme der Arbeitslosigkeit birgt ein erhöhtes Risiko, dass vor allem gering qualifizierte Arbeitskräfte ihren Arbeits-
platz verlieren.

Die Niederlande sollten deshalb:

Lebensbegleitendes Lernen

1. In enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern das lebensbegleitende Lernen auf die Erfordernisse des Arbeits-
markts ausrichten, um die Nichterwerbstätigkeit abzubauen und gering qualifizierte Arbeitskräfte davon abzuhalten,
aus dem Erwerbsleben auszuscheiden.

Gleichstellung der Geschlechter

2. Zusammen mit den Sozialpartnern eine Strategie zur Beseitigung der Ursachen des geschlechtsspezifischen Lohn-
gefälles entwickeln.

Arbeit lohnend machen

3. Das Sozialleistungssystem transparenter gestalten: Abbau von Subventionen und verstärkte Nutzung steuerpolitischer
Maßnahmen sowie bessere Koordinierung der nationalen und lokalen Lebensunterhaltsbeihilfen. Das Erwerbsunfähig-
keitsrentensystem so gestalten, dass der Zugang eingedämmt und Leistungsbezieher aktiviert werden.

ÖSTERREICH

Die vom Europäischen Rat in Lissabon und Stockholm festgelegten Beschäftigungsquotenziele hat Österreich bereits
weitgehend erreicht, mit Ausnahme der Beschäftigungsquote der älteren Arbeitskräfte. Diese Lage spiegelt sich auch in
dem sehr niedrigen durchschnittlichen Erwerbsaustrittsalter wider. Die Arbeitslosenquoten steigen seit Mitte 2001 an —
insbesondere die Quote der jungen Menschen —, gehören jedoch immer noch zu den niedrigsten in der EU. Das Land
sieht sich nach wie vor der Herausforderung gegenüber, den strukturellen Wandel auf dem Arbeitsmarkt zu bewältigen,
die Anpassungsfähigkeit der Arbeitskräfte zu steigern und das Missverhältnis zwischen Qualifikationsangebot und Quali-
fikationsnachfrage zu beseitigen. Obwohl die Frauenbeschäftigungsquote relativ hoch ist, stellen weiterhin ein erhebliches
geschlechtsspezifisches Lohngefälle und der Mangel an Kinderbetreuungseinrichtungen erhebliche Schwächen dar.

Österreich sollte deshalb:

Lebensbegleitendes Lernen

1. Die umfassende Strategie zur Entwicklung des lebensbegleitenden Lernens weiter umsetzen; dazu alle Akteure mobili-
sieren und Zielvorgaben für die Bereitstellung von Finanzmitteln und die Bildungsbeteiligung machen.

Arbeitskräfteangebot und aktives Altern

2. Zusammen mit den Sozialpartnern einen auf einschlägigen Zielvorgaben basierenden Aktionsplan zur Anhebung der
Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitskräfte, insbesondere älterer Frauen, sowie des Erwerbsaustrittsalters entwerfen.

Gleichstellung der Geschlechter

3. Zusammen mit den Sozialpartnern eine auf einschlägigen Zielvorgaben basierende Strategie zur Beseitigung der Ursa-
chen des geschlechtsspezifischen Lohngefälles entwerfen und das Kinderbetreuungsangebot verstärkt ausbauen; analy-
sieren, wie sich die gegenwärtige Kindergeldregelung auf Qualität und Quantität der Frauenbeschäftigung auswirkt.

PORTUGAL

Die allgemeinen Wirtschaftsindikatoren weisen seit 2001 eine Verschlechterung aus, und die Arbeitslosigkeit hat 2002
erheblich zugenommen. Dessen ungeachtet sind die Fortschritte auf dem Weg zur Realisierung der EU-Zielvorgaben seit
1997 signifikant: die Beschäftigungsquote liegt bereits jetzt über der Zielvorgabe für 2005 von 67 %. Die Arbeitsproduk-
tivität ist jedoch die niedrigste in der EU und wächst nur langsam. Das Bildungserfolgsniveau ist weiterhin niedrig,
sowohl in der Erwachsenenbevölkerung als auch in den jüngeren Altersgruppen. Ungeachtet der in den letzten Jahren
stark erhöhten Bildungsausgaben ist der Anteil der Schulabgänger, die nicht die Sekundarstufe II abgeschlossen und keine
Berufsausbildung aufgenommen haben, nach wie vor der bei weitem höchste in der Gemeinschaft. Trotz jüngster Fort-
schritte liegt das Niveau der Berufsausbildung deutlich unter dem EU-Schnitt. Als besonders schwierig hat sich erwiesen,
die große Anzahl von Klein- und Kleinstunternehmen in das nationale Qualifizierungsprogramm einzubinden. Zwar liegt
die Beschäftigungsquote der Frauen über dem EU-Schnitt, doch bestehen weiterhin eine ausgeprägte geschlechtsspezifi-
sche Segregation auf sektoraler Ebene sowie ein starkes geschlechtsspezifisches Lohngefälle in der Privatwirtschaft. Vor
kurzem wurden wichtige Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern und der Regierung unterzeichnet, deren Umset-
zung das entschlossene Engagement aller Unterzeichner erfordern wird.
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Portugal sollte deshalb:

Lebensbegleitendes Lernen

1. Die Umsetzung der nationalen Strategie des lebensbegleitenden Lernens fortsetzen; das Bildungssystem verbessern,
um die Schulabbrecherquote zu senken und die Versorgung mit qualifizierten Arbeitskräften sicherzustellen; die Ziel-
vorgaben für die betriebliche Aus- und Weiterbildung realisieren.

Gleichstellung der Geschlechter

2. Die Bemühungen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fortsetzen, insbesondere durch Ausbau des
Betreuungsangebots für Kinder und andere pflegebedürftige Personen. Die geschlechtsspezifische Ausgewogenheit in
jedem Sektor verbessern und die Ursachen des geschlechtsspezifischen Lohngefälles in der Privatwirtschaft beseitigen.

Sozialpartnerschaft

3. Gestützt auf die bestehenden Vereinbarungen zwischen der Regierung und den Sozialpartnern die Sozialpartnerschaft
in den Bereichen Lohnpolitik und Produktivität, Anpassungsfähigkeit, Arbeitsorganisation und Arbeitsplatzqualität
stärken.

FINNLAND

Finnland übertrifft die vom Europäischen Rat für die EU festgelegten Gesamtbeschäftigungs- und Frauenbeschäftigungs-
ziele für 2005 sowie die Zielvorgabe von Lissabon für die bis 2010 zu erreichende Frauenbeschäftigungsquote. Finnland
ist einer der von den Auswirkungen der Bevölkerungsalterung am stärksten betroffenen Mitgliedstaaten. Voraussetzung
für die Erhöhung der Beschäftigungsquote und des Arbeitskräfteangebots ist deshalb, dass die Arbeitskräfte länger
erwerbstätig bleiben. Die Gesamtarbeitslosenquote liegt weiterhin über dem EU-Schnitt, wobei insbesondere die struktur-
elle Arbeitslosigkeit stark ausgeprägt ist. Die Tatsache, dass in einigen Regionen die Arbeitslosigkeit hoch ist, gleichzeitig
aber Engpässe auf dem Arbeitsmarkt bestehen, lässt darauf schließen, dass in der Arbeitsmarktpolitik noch mehr getan
werden kann, um das Missverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage zu beseitigen. Zwar wurde die steuerliche Be-
lastung der Arbeit abgebaut, doch verdient das Steuer- und Sozialleistungssystem nach wie vor Aufmerksamkeit, insbe-
sondere was die niedrigen Arbeitseinkommen angeht. Nationale Daten lassen auch auf ein erhebliches geschlechtsspezifi-
sches Lohngefälle schließen, dessen Ursachen nur zum Teil in der geschlechtsspezifischen sektoralen Segregation liegen.

Finnland sollte deshalb:

Prävention and Aktivierung

1. Die Wirksamkeit der aktiven Arbeitsmarktprogramme weiter steigern, um vor allem die strukturbedingte Arbeitslosig-
keit zu bekämpfen und die regionalen Ungleichgewichte abzubauen.

Arbeitskräfteangebot und aktives Altern

2. Langfristig ein ausreichendes Arbeitskräfteangebot sichern. Insbesondere weitere Anhebung des effektiven Erwerbs-
austrittsalters gemäß der nationalen Strategie für das aktive Altern und Erhöhung der Erwerbsbeteiligung durch
weiteren Umbau des Steuer- und Sozialleistungssystems, vor allem durch gezielte Steuermaßnahmen für Geringver-
diener.

Gleichstellung der Geschlechter

3. Verstärkte Anstrengungen im Rahmen des Gender-Mainstreaming-Konzepts, um die Ursachen des geschlechtsspezifi-
schen Lohngefälles und der geschlechtsspezifischen Segregation zu beseitigen.

SCHWEDEN

Schweden hat sehr hohe Beschäftigungsquoten aufzuweisen, auch in der Gruppe der Frauen und der älteren
Arbeitskräfte, und übertrifft bereits alle EU-Zielvorgaben. Angesichts der Bevölkerungsalterung ist es jedoch angezeigt,
das künftige Arbeitskräfteangebot durch Mobilisierung des Arbeitskräftepotenzials in der Gruppe der Zuwanderer, der
jungen Menschen und der Langzeiterkrankten zu sichern. Die Frühverrentungen und der rasche Anstieg bei den Lang-
zeiterkrankungen verdienen besondere Aufmerksamkeit, um das Arbeitskräfteangebot zu erhalten. Ungeachtet der
laufenden Reform des Steuersystems ist die steuerliche Belastung der Arbeit nach wie vor die höchste in der EU. Das
Sozialleistungssystem ist im internationalen Vergleich relativ großzügig, dafür aber sehr streng bei den Anspruchskrite-
rien. Weitere Anstrengungen zur Verbesserung der Arbeitsanreize erscheinen jedoch erforderlich.

Schweden sollte deshalb:

Arbeitskräfteangebot und aktives Altern

1. Das Arbeitskräfteangebot langfristig sichern durch Ausschöpfen des Arbeitskräfteangebots, insbesondere durch eine
Anhebung der Erwerbsbeteiligung der Zuwanderer.

2. Die Zahl der Langzeiterkrankungen durch Verbesserung der Arbeitsbedingungen verringern und die Wiedereingliede-
rung in den Arbeitsmarkt durch Anpassung des regulatorischen Rahmens fördern.

5.8.2003 L 197/29Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Arbeit lohnend machen

3. Die Reform des Steuer- und Sozialleistungssystems fortführen, um stärkere Arbeitsanreize zu schaffen, vor allem für
die Gruppen, bei denen sich die Kombination von Steuern und Sozialleistungen besonders nachteilig auf das Arbeits-
kräfteangebot auswirkt; die Reform der Besteuerung der Arbeitseinkommen abschließen.

VEREINIGTES KÖNIGREICH

Das Vereinigte Königreich übertrifft die vom Europäischen Rat vorgegebenen EU-Quotenziele für die Gesamtbeschäfti-
gung, die Frauenbeschäftigung und die Beschäftigung der älteren Arbeitskräfte. Die hohen Beschäftigungsquoten sind
jedoch verbunden mit einer relativ niedrigen Produktivität, deren Ursachen zum Teil in einem unzureichenden Grund-
qualifikationsniveau liegen sowie in arbeitsplatzbezogenen Problemen, wie etwa dem geschlechtsspezifischen Lohngefälle
und dem mangelnden Zugang bestimmter Arbeitskräftekategorien zur beruflichen Weiterbildung. Diese Herausforde-
rungen verlangen nach einem konkreten Programm zur Stärkung der Sozialpartnerschaft auf allen Ebenen. Zusätzlich
beanspruchen immer mehr Personen im erwerbsfähigen Alter Versorgungsleistungen wegen Krankheit und Erwerbsunfä-
higkeit, was die angestrebte Erhöhung des Arbeitskräfteangebots erschweren könnte. Ungeachtet einer weit unter dem
EU-Schnitt liegenden Gesamtarbeitslosenquote bestehen erhebliche Diskrepanzen beim Zugang zum Arbeitsmarkt, wobei
Nichterwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit bei bestimmten Personengruppen besonders ausgeprägt sind, und bei benach-
teiligten Personengruppen (Alleinerziehende, Erwerbslosenhaushalte, bestimmte ethnische Minderheiten, ältere männliche
Arbeitskräfte und Geringqualifizierte). Dies erfordert weiterreichende, gezielte Maßnahmen im Rahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik.

Das Vereinigte Königreich sollte deshalb:

Prävention und Aktivierung

1. Eine aktive Arbeitsmarktpolitik zur dauerhaften Integration in den Arbeitsmarkt betreiben, um die hohe Arbeitslosig-
keit und Nichterwerbstätigkeit bei bestimmten Personengruppen abzubauen. Besondere Aufmerksamkeit sollte dabei
den Personen gelten, die sich auf dem Arbeitsmarkt besonderen Problemen gegenübersehen und von Langzeitarbeits-
losigkeit bedroht sind oder Gefahr laufen, zu erwerbstätigen Armen zu werden oder aus dem Erwerbsleben auszu-
scheiden.

Arbeitskräfteangebot und aktives Altern

2. Allen Erwerbsfähigen Arbeitsmöglichkeiten und entsprechende Anreize bieten, vor allem durch die Modernisierung
der Systeme der Versorgungsleistungen bei Krankheit und Invalidität.

Gleichstellung der Geschlechter

3. Die Ursachen des geschlechtsspezifischen Lohngefälles entschlossener beseitigen, vornehmlich durch Verbesserung
des geschlechtsspezifischen Gleichgewichts nach Berufsfeldern und Sektoren und durch Erleichterung des Zugangs
zur beruflichen Weiterbildung für geringverdienende weibliche Teilzeitkräfte. Mehr erschwingliche Betreuungseinrich-
tungen für Kinder und andere pflegebedürftige Personen schaffen.

Sozialpartnerschaft

4. Die Rolle der Sozialpartnerschaft auf allen Ebenen weiter stärken, um Produktivität und Arbeitsplatzqualität zu
steigern, insbesondere durch Anheben des niedrigen Grundqualifikationsniveaus und Abbau von Qualifikationsdefi-
ziten.
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 4. August 2003

zur Änderung der Entscheidung 2000/49/EG zur Aufhebung der Entscheidung 1999/356/EG und
zum Erlass von Sondervorschriften für die Einfuhr von Erdnüssen und bestimmten hieraus herge-

stellten Erzeugnissen, deren Ursprung oder Herkunft Ägypten ist

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 2800)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/580/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 93/43/EWG des Rates vom 14. Juni
1993 über Lebensmittelhygiene (1), insbesondere auf Artikel 10
Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Entscheidung 2000/49/EG der Kommission vom 6.
Dezember 1999 zur Aufhebung der Entscheidung 1999/
356/EG und zum Erlass von Sondervorschriften für die
Einfuhr von Erdnüssen und bestimmten hieraus herge-
stellten Erzeugnissen, deren Ursprung oder Herkunft
Ägypten ist (2), sieht eine Überprüfung dieser Entschei-
dung vor.

(2) Das Lebensmittel- und Veterinäramt der Europäischen
Kommission führte vom 2. bis zum 6. September 2001
einen Kontrollbesuch in Ägypten durch, um die Einrich-
tungen und Maßnahmen zur Bestimmung des Aflatoxin-
gehalts in für den Export in die Europäische Union
bestimmten Erdnüssen zu bewerten. Dabei zeigte sich,
dass die ägyptischen Behörden viel unternommen hatten,
um die Kontrollen von Erdnüssen, die in die Europäische
Union ausgeführt werden, zu verbessern. Besonders
augenfällig waren die Verbesserungen auf dem Gebiet
des Erdnussanbaus, wo ein umfangreiches Schulungspro-
gramm eingeführt wurde. Außerdem konnte das
Ausfuhrverfahren und die damit verbundene Analyse
und Bescheinigung des Aflatoxingehalts als zufriedenstel-
lend angesehen werden, ausgenommen davon war
jedoch das derzeit praktizierte Probenahmeverfahren.
Die Arbeitsweise der Labors wurde als für Ausfuhrver-
fahren geeignet befunden. Es wurde festgestellt, dass die
Erdnusslagerung nicht allen rechtlichen Bestimmungen
entsprach.

(3) Die ägyptischen Behörden haben schriftliche Garantien
hinsichtlich des praktizierten Probenahmeverfahrens und
einer Verstärkung der Kontrollen der Lagerbedingungen
für Erdnüsse vorgelegt.

(4) Die Ergebnisse des Kontrollbesuchs, die schriftlichen
Garantien der ägyptischen Behörden und die günstigen
Ergebnisse der Probenahmen und Analysen von Erdnus-
spartien durch die einführenden Mitgliedstaaten bis
Oktober 2002 zeigen, dass eine systematische Probe-
nahme und Analyse von Sendungen von Erdnüssen mit
Ursprung oder Herkunft in Ägypten nicht länger erfor-
derlich ist. Von November 2002 bis Februar 2003 war
jedoch ein deutlicher Anstieg der Zahl von Meldungen
über nicht den Bestimmungen entsprechende Sendungen
zu beobachten. Dies ist offensichtlich auf eine schlechte
Ernte 2002 und gleichzeitig unzureichende Kontrollen
seitens der ägyptischen Behörden zurückzuführen. Diese
Behörden haben zusätzliche Maßnahmen getroffen, um
Abhilfe zu schaffen.

(5) Es ist daher angebracht, Probenahmen und Analysen
seitens der zuständigen Behörde des einführenden
Mitgliedstaats auf einem angemessenen Niveau beizube-
halten, um die Gesundheit der Menschen zu schützen.

(6) Damit die Stichprobenahme und zugehörige Analyse
von Sendungen von Erdnüssen und Erzeugnissen aus
Erdnüssen mit Ursprung oder Herkunft aus Ägypten
innerhalb der gesamten Gemeinschaft einheitlich durch-
geführt werden, ist es angezeigt, die Häufigkeit der Stich-
proben und Analysen näherungsweise festzulegen.

(7) Die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Fest-
legung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen
des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen
Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung
von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (3) sieht die
Schaffung des Schnellwarnsystems für Lebens- und
Futtermittel vor.
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(8) Im Interesse des Gesundheitsschutzes sollten die
Mitgliedstaaten der Kommission regelmäßig über alle
Analyseergebnisse aus amtlichen Kontrollen in Bezug auf
Sendungen von Erdnüssen und bestimmten hieraus
hergestellten Erzeugnissen mit Ursprung oder Herkunft
in Ägypten Bericht erstatten. Diese Berichte sollten die
obligatorische Meldung im Rahmen des Schnellwarnsy-
stems für Lebens- und Futtermittel ergänzen.

(9) Da einige Mitgliedstaaten dies beantragt haben, ist es
erforderlich, die Listen der Eingangszollstellen, an denen
der Entscheidung 2000/49/EG unterliegende Erzeugnisse
in die Gemeinschaft eingeführt werden dürfen, zu aktua-
lisieren. Um der größeren Klarheit willen sollte diese
Liste ersetzt werden.

(10) Daher sollte die Entscheidung 2000/49/EG entsprechend
geändert werden.

(11) Der Ständige Ausschuss für die Lebensmittelkette und
Tiergesundheit wurde angehört —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 2000/49/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Die zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten
stellen sicher, dass von den Sendungen von Erdnüssen
und bestimmten Erdnusserzeugnissen mit Ursprung oder
Herkunft in Ägypten Stichproben entnommen und
analysiert werden, um den Aflatoxin-B1- und den
Gesamtaflatoxingehalt festzustellen.

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission alle drei
Monate einen Bericht über die Analyseergebnisse offi-
zieller Kontrollen von Sendungen von Erdnüssen sowie
bestimmten daraus hergestellten Erzeugnissen mit
Ursprung oder Herkunft aus Ägypten. Dieser Bericht
wird jeweils in dem auf das Quartalsende folgenden
Monat übermittelt (*)

(*) April, Juli, Oktober, Januar..“

b) Die folgenden Absätze 6 und 7 werden hinzugefügt:
„(6) Die in Absatz 5 genannten Stichproben und
Analysen werden an rund 20 % der Sendungen für jede
der in Absatz 1 genannten Produktkategorien durchge-
führt.

Jede Sendung, die einer Stichprobenahme und nachfol-
genden Analyse unterzogen werden soll, sollte höchstens
fünfzehn Arbeitstage zurückgehalten werden, bevor sie
an der Eingangszollstelle der Gemeinschaft für den Markt
freigegeben wird. In diesem Fall stellen die zuständigen
Behörden in den Mitgliedstaaten ein amtliches Begleitdo-
kument aus, aus dem hervorgeht, dass die Sendung einer
amtlichen Probenahme und Analyse unterzogen wurde
und welche Ergebnisse die Analyse erbracht hat.

(7) Wird eine Sendung aufgeteilt, so sind jeder Teil-
sendung von der zuständigen Behörde des Mitglied-
staates, auf dessen Gebiet die Aufteilung stattfindet,
beglaubigte Kopien des Gesundheitszeugnisses und des
Begleitdokuments gemäß Absatz 1 und 6 beizufügen.“

2. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

Diese Entscheidung wird im Lichte der von den ägyptischen
Behörden vorgelegten Informationen und Garantien und auf
der Grundlage der von den Mitgliedstaaten durchgeführten
Tests überprüft. Dabei wird geprüft, ob die in Artikel 1
genannten Sondervorschriften den Schutz der allgemeinen
Gesundheit in der Gemeinschaft ausreichend gewährleisten
können. Bei der Überprüfung wird ferner geprüft, ob die
Sondervorschriften weiterhin erforderlich sind.“

3. Anhang II wird durch den Text im Anhang zur vorliegenden
Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 4. August 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG II

Liste der Eingangszollstellen, über die Erdnüsse und hieraus hergestellte Erzeugnisse, deren Ursprung oder
Herkunft Ägypten ist, in die Europäische Gemeinschaft eingeführt werden dürfen

Mitgliedstaat Eingangszollstelle

Belgien Antwerpen, Zeebrugge, Brussel/Bruxelles, Aalst

Dänemark Alle dänischen Häfen und Flughäfen

Deutschland HZA Lörrach — ZA Weil-am-Rhein-Autobahn, HZA Stuttgart — ZA Flughafen, HZA
München — ZA München — Flughafen, HZA Hof- Schirnding-Landstraße, HZA Weiden —
ZA Furth im Wald-Schafberg, HZA Weiden — ZA Waidhaus-Autobahn, Bezirksamt Reinik-
kendorf von Berlin, Abteilung Finanzen, Wirtschaft und Kultur, Veterinär- und Lebensmittel-
aufsichtsamt, Grenzkontrollstelle, HZA Frankfurt (Oder) — ZA Autobahn, HZA Cottbus —
ZA Forst-Autobahn, HZA Bremen — ZA Neustädter Hafen, HZA Bremen — ZA Bremer-
haven, HZA Hamburg-Hafen — ZA Waltershof, HZA Hamburg-Stadt, HZA Itzehoe — ZA
Hamburg-Flughafen, HZA Frankfurt-am-Main-Flughafen, HZA Braunschweig-Abfertigungs-
stelle, HZA Hannover-Abfertigungsstelle, HZA Oldenburg — ZA Stade, HZA Dresden — ZA
Dresden-Friedrichstadt, HZA Pirna — ZA Altenberg, HZA Löbau — Zollamt Ludwigsdorf-
Autobahn, HZA Koblenz — ZA Hahn-Flughafen, HZA Oldenburg — ZA Wilhelmshaven,
HZA Bielefeld — ZA Eckendorfer Straße Bielefeld, HZA Erfurt — ZA Eisenach, HZA
Potsdam — ZA Ludwigsfelde, HZA Potsdam — ZA Berlin-Flughafen Schönefeld, HZA Augs-
burg — ZA Memmingen, HZA Ulm — ZA Ulm (Donautal), HZA Karlsruhe — ZA Karls-
ruhe, HZA Berlin — ZA Dreilinden, HZA Gießen — ZA Gießen, HZA Gießen — ZA
Marburg, HZA Singen — ZA Bahnhof, HZA Lörrach — ZA Weil-am-Rhein-Schusterinsel,
HZA Hamburg-Stadt — ZA Oberelbe, HZA Hamburg-Stadt — ZA Oberelbe — Abferti-
gungsstelle Billbrook, HZA Hamburg-Stadt — ZA Oberelbe — Abfertigungsstelle Großmarkt,
HZA Potsdam — ZA Berlin — Flughafen Schönefeld, HZA Düsseldorf — ZA Düsseldorf
Nord

Griechenland Athina, Pireas, Elefsis, Aerodromio ton Athinon, Thessaloniki, Volos, Patra, Iraklion tis Kritis,
Aerodromio tis Kritis, Euzoni, Idomeni, Ormenio, Kipi, Kakavia, Niki, Promahonas, Pithio,
Igoumenitsa, Kristalopigi

Spanien Algeciras (Puerto), Alicante (Aeropuerto, Puerto), Almeria (Aeropuerto, Puerto), Asturias
(Aeropuerto), Barcelona (Aeropuerto, Puerto, Ferrocarril), Bilbao (Aeropuerto, Puerto), Cadiz
(Puerto), Cartagena (Puerto), Castellon (Puerto), Ceuta (Puerto), Gijón (Puerto), Huelva
(Puerto), Irun (Carretera), La Coruña (Puerto), La Junquera (Carretera), Las Palmas de Gran
Canaria (Aeropuerto, Puerto), Madrid (Aeropuerto, Ferrocarril), Malaga (Aeropuerto, Puerto),
Marin (Puerto), Melilla (Puerto), Murcia (Ferrocarril), Palma de Mallorca (Aeropuerto, Puerto),
Pasajes (Puerto), San Sebastián (Aeropuerto), Santa Cruz de Tenerife (Puerto), Santander
(Aeropuerto, Puerto), Santiago de Compostela (Aeropuerto), Sevilla (Aeropuerto, Puerto),
Tarragona (Puerto), Tenerife Norte (Aeropuerto), Tenerife Sur (Aeropuerto), Valencia (Aero-
puerto, Puerto), Vigo (Aeropuerto, Puerto), Villagarcia (Puerto), Vitoria (Aeropuerto), Zara-
goza (Aeropuerto)

Frankreich Marseille (Bouches-du-Rhône), Le Havre (Seine-Maritime), Rungis MIN (Val-de-Marne), Lyon
Chassieu CRD (Rhône), Strasbourg CRD (Bas-Rhin), Lille CRD (Nord), Saint-Nazaire-Montoir
CRD (Loire-Atlantique), Agen (Lot-et-Garonne), port de la Pointe des Galets à la Réunion

Irland Dublin — Port and Airport, Cork — Port and Airport, Shannon — Airport

Italien Ufficio Sanità Marittima ed Aerea di Ancona
Ufficio Sanità Marittima ed Aerea di Bari
Ufficio Sanità Marittima ed Aerea di Genova
Ufficio Sanità Marittima di Livorno
Ufficio Sanità Marittima ed Aerea di Napoli
Ufficio Sanità Marittima di Ravenna
Ufficio Sanità Marittima di Salerno
Ufficio Sanità Marittima ed Aerea di Trieste
Dogana di Fernetti-Interporto Monrupino (Trieste)
Ufficio di Sanità Marittima di La Spezia
Ufficio di Sanità Marittima e Aerea di Venezia
Ufficio di Sanità Marittima e Aerea di Reggio Calabria
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Mitgliedstaat Eingangszollstelle

Luxemburg Centre douanier, Croix de Gasperich, Luxemburg

Niederlande Alle Häfen, Flughäfen und Grenzkontrollstellen

Österreich HZA Feldkirch, HZA Graz, Nickelsdorf, Spielfeld, HZA Wien, ZA Wels, ZA Kledering, ZA
Flughafen Wien, HZA Salzburg, ZA Klingenbach/Zweigstelle Sopron, ZA Karawankentunnel,
ZA Villach

Portugal Lisabon, Leixões

Finnland Alle finnischen Zollstellen

Schweden Göteborg, Ystad, Stockholm, Helsingborg, Karlskrona, Karlsham, Landvetter, Arlanda

Vereinigtes Königreich Belfast, Channel Tunnel Terminal, Dover, Felixstowe, Gatwick Airport, Goole Grangemouth,
Harwich, Heathrow Airport, Heysham, Hull, Immingham, Ipswich, King's Lynn, Leith, Liver-
pool, London (einschließlich Tilbury, Thamesport und Sheerness), Manchester Airport,
Manchester Container Port, Manchester (einschließlich Ellesmere Port), Medway, Middlesbo-
rough, Newhaven, Poole, Shoreham, Southampton, Stansted Airport“
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BESCHLUSS DER KOMMISSION
vom 1. August 2003

ur Übertragung der Verwaltung der Finanzhilfe für eine Maßnahme in den Bereichen Landwirt-
schaft und Entwicklung des ländlichen Raums im Hinblick auf die Vorbereitung des Beitritts der

Tschechischen Republik an Durchführungsstellen während des Heranführungszeitraums

(2003/581/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1266/1999 des Rates
vom 21. Juni 1999 zur Koordinierung der Hilfe für die
beitrittswilligen Länder im Rahmen der Heranführungsstrategie
und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3906/89 (1),
insbesondere auf Artikel 12 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Entscheidung der Kommission vom 26. Oktober
2000 (2) bzw. der Entscheidung der Kommission vom
23. Dezember 2002 wurde das Sonderprogramm zur
Förderung der Entwicklung der Landwirtschaft und des
ländlichen Raums für die Tschechische Republik (im
Folgenden „Sapard“ genannt) gemäß Artikel 4 Absatz 5
der Verordnung (EG) Nr. 1268/1999 des Rates vom 21.
Juni 1999 über eine gemeinschaftliche Förderung für
Maßnahmen in den Bereichen Landwirtschaft und
Entwicklung des ländlichen Raums zur Vorbereitung des
Beitritts der Bewerberländer in Mittel- und Osteuropa
während des Heranführungszeitraums (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 696/2003 (4),
genehmigt bzw. geändert.

(2) Am 5. Februar 2001 unterzeichneten die Regierung der
Tschechischen Republik und, im Namen der Gemein-
schaft, die Kommission eine mehrjährige Finanzierungs-
vereinbarung (MAFA), die den technischen, rechtlichen
und administrativen Rahmen für die Umsetzung des
SAPARD festlegt. Diese wurde durch die jährliche Finan-
zierungsvereinbarung (AFA) für 2001 geändert, deren
Unterzeichnung am 13. Oktober 2002 erfolgte.

(3) Die zuständige Behörde der Tschechischen Republik hat
eine Sapard-Stelle für die Durchführung einiger der im
SAPARD vorgesehenen Maßnahmen benannt. Das
Finanzministerium, Abteilung Nationaler Fonds, wurde
als zuständige Stelle für die finanziellen Aufgaben
benannt, die im Rahmen der Durchführung des Sapard
zu erfüllen sind.

(4) Auf der Grundlage einer Einzelanalyse der jeweiligen
Verwaltungskapazitäten in Bezug auf die nationalen und
sektoriellen Programme/Projekte sowie der Verfahren
und Strukturen für die Kontrolle der öffentlichen

Finanzen gemäß Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1266/1999 erließ die Kommission die Entschei-
dung 2002/298/EG vom 15. April 2002 und den
Beschluss 2003/123/EG vom 19. Februar 2003 zur
Übertragung der Verwaltung der Finanzhilfe für
Maßnahmen in den Bereichen Landwirtschaft und
Entwicklung des ländlichen Raums im Hinblick auf die
Vorbereitung des Beitritts der Tschechischen Republik an
Durchführungsstellen während des Heranführungszeit-
raums (5) für bestimmte im Sapard vorgesehene
Maßnahmen.

(5) Die Kommission hat seitdem eine weitere Analyse nach
Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1266/
1999 in Bezug auf die im Sapard vorgesehene
Maßnahme 3.1, „Verbesserung der Berufsbildung“,
vorgenommen. Die Kommission ist der Auffassung, dass
die Tschechische Republik die Vorschriften der Artikel 4
bis 6 und des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 2222/
2000 der Kommission vom 7. Juni 2000 mit finan-
ziellen Durchführungsbestimmungen für die Verordnung
(EG) Nr. 1268/1999 des Rates über eine gemeinschaft-
liche Förderung für Maßnahmen in den Bereichen Land-
wirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raums zur
Vorbereitung des Beitritts der Bewerberländer in Mittel-
und Osteuropa während eines Heranführungszeit-
raums (6), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 188/2003 (7), und die im Anhang der Verordnung
(EG) Nr. 1266/1999 genannten Mindestvoraussetzungen
auch in Bezug auf diese Maßnahme erfüllt.

(6) Es ist daher angezeigt, hinsichtlich der Maßnahme 3.1
auf die in Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1266/1999 vorgesehene vorherige Genehmigung zu
verzichten und die Sapard-Stelle sowie das Finanzminis-
terium, Abteilung Nationaler Fonds, in der Tschechi-
schen Republik mit der dezentralen Verwaltung der Hilfe
zu beauftragen.

(7) Da die Kommission ihre Prüfungen in Bezug auf die
Maßnahme 3.1 jedoch an einem noch nicht in allen
einschlägigen Punkten im Einsatz befindlichen System
vorgenommen hat, sollte die Verwaltung des Sapard der
Sapard-Stelle sowie dem Finanzministerium, Abteilung
Nationaler Fonds, gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 2222/2000 auf vorläufiger Basis über-
tragen werden.
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(8) Die volle Übertragung der Verwaltung des Sapard ist erst
vorgesehen, nachdem weitere Überprüfungen vorgen-
ommen wurden, um sicherzustellen, dass das System
zufriedenstellend funktioniert, und nachdem etwaige
Empfehlungen der Kommission in Bezug auf die
Übertragung der Verwaltung der Finanzhilfe an die
Sapard-Stelle sowie das Finanzministerium, Abteilung
Nationaler Fonds, umgesetzt wurden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Auf die gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1266/1999 vorgeschriebene vorherige Genehmigung der
Kommission zur Projektauswahl und Auftragsvergabe durch die
Tschechische Republik wird bei der Maßnahme 3.1 verzichtet.

Artikel 2

Die Verwaltung des Sapard wird vorläufig den folgenden Stellen
übertragen:

1. Der Sapard-Stelle der Tschechischen Republik, Tesnov 17,
117 05 Prag 1, für die Durchführung der Maßnahme 3.1
des Sapard-Programms, „Verbesserung der Berufsbildung“,
die in dem mit der Entscheidung der Kommission vom 26.
Oktober 2000 genehmigten Programm zur Förderung der
Entwicklung der Landwirtschaft und des ländlichen Raums
festgelegt ist;

2. Dem Finanzministerium, Abteilung Nationaler Fonds,
Letenská 15, 118 10 Prag 1, Tschechische Republik, für die
finanziellen Aufgaben, die im Rahmen der Durchführung
der Maßnahme 3.1 des Sapard für die Tschechische Repu-
blik zu erfüllen sind.

Brüssel, den 1. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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(In Anwendung von Titel V des Vertrages über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

BESCHLUSS 2003/582/GASP DES RATES
vom 21. Juli 2003

betreffend den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Russischen
Föderation über die Beteiligung dieses Staates an der Polizeimission der Europäischen Union

(EUPM) in Bosnien und Herzegowina

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 24,

gestützt auf die Empfehlung des Vorsitzes,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat die Gemeinsame Aktion 2002/210/GASP
vom 11. März 2002 über die Polizeimission der Europäi-
schen Union (1) und die Gemeinsamen Aktionen 2003/
141/GASP vom 27. Februar 2003 (2) und 2003/188/
GASP vom 17. März 2003 (3) zur Änderung der
Gemeinsamen Aktion 2002/210/GASP angenommen.

(2) In Artikel 8 Absatz 3 der Gemeinsamen Aktion 2002/
210/GASP ist vorgesehen, dass zur Regelung der Beteili-
gung von Drittstaaten an der EUPM im Einzelnen
Übereinkünfte nach Artikel 24 des Vertrags über die
Europäische Union zu schließen sind.

(3) Entsprechend dem Beschluss des Rates vom 14. Oktober
2002 zur Ermächtigung des Vorsitzes, Verhandlungen
zu eröffnen, hat der Vorsitz mit der Russischen Födera-
tion ein Abkommen über ihre Beteiligung an der EUPM
ausgehandelt.

(4) Die Europäische Union und die Russische Föderation
haben sich darauf geeinigt, dass der Text des Abkom-
mens einem Briefwechsel beigefügt und das Abkommen
ab der Unterzeichnung bis zu dessen Inkrafttreten
vorübergehend angewandt werden sollte.

(5) Dieser Briefwechsel sollte unterzeichnet und das
Abkommen im Namen der Europäischen Union geneh-
migt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Briefwechsel und das ihm beigefügte Abkommen zwischen
der Europäischen Union und der Russischen Föderation über
die Beteiligung dieses Staates an der Polizeimission der Europäi-
schen Union (EUPM) in Bosnien und Herzegowina werden im
Namen der Europäischen Union genehmigt.

Der Wortlaut des Briefwechsels und des Abkommens sind
diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

(1) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en)
zu bestellen, die befugt ist (sind), diesen Briefwechsel rechtsver-
bindlich für die Europäische Union zu unterzeichnen.

(2) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die in dem
Briefwechsel genannte Notifizierung vorzunehmen.

Artikel 3

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union
veröffentlicht.

Artikel 4

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 21. Juli 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
F. FRATTINI
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ABKOMMEN

zwischen der Europäischen Union und der Russischen Föderation über die Beteiligung der Russi-
schen Föderation an der Polizeimission der Europäischen Mission (EUPM) in Bosnien und Herzego-

wina

DIE EUROPÄISCHE UNION

einerseits und

DIE RUSSISCHE FÖDERATION

andererseits,

gemeinsam nachstehend „teilnehmende Parteien“ genannt —

IN DER ERWÄGUNG, DASS

— die Internationale Polizeieinsatztruppe (IPTF) der Vereinten Nationen seit 1996 in Bosnien und Herzegowina präsent
ist und die Europäische Union angeboten hat, ab 1. Januar 2003 die Folgemission zur Mission der IPTF in Bosnien
und Herzegowina sicherzustellen,

— Bosnien und Herzegowina mit Briefwechsel vom 2. und 4. März 2002 dieses Angebot angenommen hat, das unter
anderem vorsieht, dass das EUPM-Planungsteam denselben Status erhalten soll, den die Mitglieder der Überwachungs-
mission der Europäischen Union (EUMM) in Bosnien und Herzegowina derzeit genießen,

— der Rat der Europäischen Union die Gemeinsame Aktion 2002/210/GASP vom 11. März 2002 über die Polizeimis-
sion der Europäischen Union (1) und die Gemeinsamen Aktionen 2003/141/GASP vom 27. Februar 2003 (2) und
2003/188/GASP vom 17. März 2003 (3) zur Änderung der Gemeinsamen Aktion 2002/210/GASP über die Polizei-
mission der Europäischen Union angenommen hat, in der die nicht der EU angehörenden europäischen NATO-
Mitglieder und andere Staaten, die sich um den Beitritt zur Union bewerben, sowie andere, nicht der EU angehörende
OSZE-Mitgliedstaaten, die gegenwärtig Personal für die IPTF bereitstellen, eingeladen werden, Beiträge zur EUPM zu
leisten,

— am 4. Oktober 2002 ein Abkommen zwischen der EU und Bosnien und Herzegowina über die Tätigkeiten der EUPM
in Bosnien und Herzegowina (4) geschlossen wurde, in dem auch der Status des EUPM-Personals geregelt ist —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Rahmen

Die Russische Föderation schließt sich der vom Rat der Euro-
päischen Union am 11. März 2002 angenommenen Gemein-
samen Aktion 2002/210/GASP über die Polizeimission der
Europäischen Union (EUPM) in Bosnien und Herzegowina,
geändert durch die Gemeinsame Aktion 2003/141/GASP vom
27. Februar 2003 und durch die Gemeinsame Aktion 2003/
188/GASP vom 17. März 2003, einschließlich des Anhangs zur
Gemeinsamen Aktion 2002/210/GASP betreffend den Auftrag
für die EUPM gemäß den nachstehenden Artikeln an.

Artikel 2

Zur EUPM abgeordnetes Personal

(1) Die Russische Föderation leistet einen Beitrag zur EUPM
durch die Abordnung von fünf Polizeibeamten. Dieses Personal
sollte für mindestens ein Jahr abgeordnet werden, wobei auf
eine angemessene Rotation zu achten ist.

(2) Die Russische Föderation sorgt dafür, dass das zur EUPM
abgeordnete Personal seinen Auftrag im Einklang mit den
Bestimmungen der Gemeinsamen Aktion 2002/210/GASP,
geändert durch die Gemeinsamen Aktionen 2003/141/GASP
und 2003/188/GASP, durchführt.

(3) Die Russische Föderation unterrichtet die EUPM und das
Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union rechtzeitig
über jede Änderung ihres Beitrags zur EUPM.

(4) Das zur EUPM abgeordnete Personal wird einer umfas-
senden ärztlichen Untersuchung unterzogen und erhält die
erforderlichen Impfungen; seine Tauglichkeit ist von einer
hierzu befugten Behörde der Russischen Föderation zu beschei-
nigen. Das zur EUPM abgeordnete Personal führt eine Abschrift
der ärztlichen Tauglichkeitsbescheinigung mit sich.

(5) Die Russische Föderation trägt die Kosten für die Entsen-
dung der von ihr abgeordneten Polizeibeamten, einschließlich
der Gehälter, Vergütungen, Krankheitskosten, Versicherungen
und Kosten der Reisen nach und aus Bosnien und Herzego-
wina.

Artikel 3

Status des zur EUPM abgeordneten Personals

(1) Das von der Russischen Föderation zur EUPM abgeord-
nete Personal fällt unter das Abkommen zwischen der Europäi-
schen Union und Bosnien und Herzegowina vom 4. Oktober
2002 über die Tätigkeiten der EUPM in Bosnien und Herzego-
wina.

(2) Die Russische Föderation ist für Ansprüche im Zusam-
menhang mit der Abordnung eines Mitglieds des EUPM-Perso-
nals zuständig, die von einem Mitglied des Personals oder
bezüglich eines Mitglieds des Personals erhoben werden. Für
die Erhebung von Klagen gegen die abgeordnete Person ist die
Russische Föderation zuständig.
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(3) Die EUPM ist eine unbewaffnete Mission und hat als
solche keine Einsatzregeln.

(4) Die abgeordneten Polizeibeamten tragen im Dienst ihre
nationalen Polizeiuniformen. Baretts und Abzeichen werden
von der EUPM zur Verfügung gestellt.

Artikel 4

Befehlskette

(1) Der Beitrag der Russischen Föderation zur EUPM erfolgt
unbeschadet der Beschlussfassungsautonomie der Union. Bei
der Erfüllung seiner Aufgaben und in seinem Verhalten lässt
sich das von der Russischen Föderation abgeordnete Personal
von den Interessen der EUPM leiten.

(2) Alle Mitglieder des EUPM-Personals unterstehen
weiterhin der jeweiligen nationalen Behörde.

(3) Die nationalen Behörden übertragen dem Leiter der
Mission/Polizeichef der EUPM die Einsatzleitung (OPCOM), der
diese Leitung über eine hierarchische Struktur ausübt.

(4) Der Leiter der Mission/Polizeichef leitet die EUPM und
führt die laufenden Geschäfte.

(5) Die Russische Föderation hat gemäß Artikel 8 Absatz 2
der Gemeinsamen Aktion 2002/210/GASP hinsichtlich der
laufenden Durchführung des Einsatzes dieselben Rechte und
Pflichten wie die an dem Einsatz beteiligten EU-Mitgliedstaaten.
Dies gilt für die Durchführung der üblichen Einsatzaufgaben
vor Ort, auch im Hauptquartier der Polizeimission.

(6) Der Leiter der Mission/Polizeichef der EUPM übt die
Disziplinargewalt über das EUPM-Personal aus. Gegebenenfalls
liegt die Zuständigkeit für Disziplinarmaßnahmen bei der jewei-
ligen nationalen Behörde.

(7) Zur Vertretung seines nationalen Kontingents im
Rahmen der Mission ernennt die Russische Föderation einen
nationalen Kontingentsleiter (NPC). Die NPC berichten dem
Leiter der Mission/Polizeichef der EUPM über nationale Angele-
genheiten und sind für die laufende Aufrechterhaltung der
Disziplin in ihrem Kontingent zuständig.

(8) Die Europäische Union beschließt die Beendigung des
Einsatzes erst nach Anhörung der Russischen Föderation, sofern
dieser Staat zum Zeitpunkt der Beendigung der Mission noch
stets einen Beitrag zur EUPM leistet.

Artikel 5

Verschlusssachen

Die Russische Föderation trifft geeignete Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass das zur EUPM abgeordnete Personal beim
Umgang mit EU-Verschlusssachen die Sicherheitsvorschriften
des Rates der Europäischen Union einhält, die in dem Beschluss
2001/264/EG des Rates vom 19. März 2001 (1) über die
Annahme der Sicherheitsvorschriften des Rates enthalten sind.

Artikel 6

Beiträge zu den laufenden Ausgaben

(1) Die Russische Föderation stellt jedes Jahr 25 000 EUR
zur Deckung der laufenden Ausgaben der EUPM bereit. Die
Russische Föderation erwägt unter Berücksichtigung ihrer
Mittel und ihres Beteiligungsgrades die freiwillige Bereitstellung
zusätzlicher Beiträge.

(2) Der Leiter der Mission/Polizeichef der EUPM und die
zuständigen Verwaltungsdienststellen der Russischen Föderation
unterzeichnen eine Vereinbarung über die Beiträge der Russi-
schen Föderation zu den laufenden Ausgaben der EUPM. In
dieser Vereinbarung wird Folgendes festgehalten:

a) die Höhe des betreffenden Beitrags, einschließlich even-
tueller freiwilliger Beiträge;

b) die Modalitäten der Zahlung und Verwaltung des betref-
fenden Beitrags;

c) gegebenenfalls die vereinbarten Kontroll- und Prüfverfahren
für den betreffenden Beitrag.

(3) Die Russische Föderation unterrichtet die EUPM und das
Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union zum 31.
Juli 2003 förmlich über den Gesamtbetrag seiner Beteiligung
an den laufenden Ausgaben für das Jahr 2003 und in den
Folgejahren zum 1. November jeden Jahres und schließt die
finanzielle Vereinbarung für das Jahr 2003 zum 15. August
2003 ab; in den Folgejahren schließt sie zum 15. Dezember
jeden Jahres die finanzielle Vereinbarung für ihre Beteiligung an
den laufenden Kosten des folgenden Jahres ab.

(4) Die Beiträge der Russischen Föderation zu den laufenden
Kosten der EUPM werden zum 15. September 2003 und in den
Folgejahren zum 31. März jeden Jahres auf ein diesem Staat
mitzuteilendes Bankkonto eingezahlt.
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BRIEFWECHSEL

zwischen der Europäischen Union und der Russischen Föderation betreffend ein Abkommen über
die Beteiligung der Russischen Föderation an der Polizeimission der Europäischen Union (EUPM)

in Bosnien und Herzegowina

Schreiben der Europäischen Union

Brüssel, den 24. Juli 2003

Herr...,

ich beehre mich, im Anhang den Text des Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Russi-
schen Föderation über die Beteiligung der Russischen Föderation an der Polizeimission der Europäischen
Union (EUPM) in Bosnien und Herzegowina in englischer Sprache sowie als Übersetzung in die russische
Sprache zu übermitteln.

Ich beehre mich, im Namen der Europäischen Union vorzuschlagen, dass im Falle der Zustimmung der
Russischen Föderation dieses Schreiben und Ihr Bestätigungsschreiben einschließlich der dazugehörigen
Anhänge zusammen das vorerwähnte Abkommen bilden, das ab dem Eingangsdatum Ihres Bestätigungs-
schreibens vorläufig angewandt wird, am ersten Tag des Monats in Kraft treten wird, der auf den Monat
folgt, in dem sich die teilnehmenden Parteien über den Abschluss der hierzu erforderlichen Verfahren
unterrichtet haben, und in Kraft bleiben wird, solange die Russische Föderation einen Beitrag zu der EUPM
leistet, sofern es nicht von einer der teilnehmenden Parteien unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von
zwei Monaten gekündigt wird.

Ferner möchte ich erklären, dass die Zustimmung der Europäischen Union zu dem in diesem Schreiben
dargelegten Verfahren keinen Präzedenzfall für das etwaige künftige Abkommen zwischen der Europäi-
schen Union und der Russischen Föderation darstellt.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung der Russischen Föderation zum Inhalt dieses
Schreibens bestätigen könnten. Diesem Schreiben ist eine Übersetzung in die russische Sprache beigefügt.

Genehmigen Sie, Herr..., den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Für den Rat der Europäischen Union

M. MELANI
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Schreiben der Russischen Föderation

Brüssel, den 24. Juli 2003

Herr...,

unter Bezugnahme auf Ihr Schreiben vom 24. Juli 2003 beehre ich mich zu bestätigen, dass die Russische
Föderation den Bedingungen des Abkommens zwischen der Russischen Föderation und der Europäischen
Union über die Beteiligung der Russischen Föderation an der Polizeimission der Europäischen Union
(EUPM) in Bosnien und Herzegowina, dessen russische Fassung mit einer Übersetzung in die englische
Sprache diesem Schreiben beigefügt ist, zugestimmt hat.

Ich darf Ihnen ebenfalls bestätigen, dass Ihr Schreiben und dieses Schreiben einschließlich der dazuge-
hörigen Anlagen zusammen das vorerwähnte Abkommen zwischen der Russischen Förderation und der
Europäischen Union bilden werden, das ab dem Eingangsdatum dieses Schreibens vorübergehend Anwen-
dung findet, am ersten Tag des Monats in Kraft tritt, der auf den Monat folgt, in dem sich die teilneh-
menden Parteien über den Abschluss der hierzu erforderlichen Verfahren unterrichtet haben, und in Kraft
bleibt, solange die Russische Föderation einen Beitrag zu der EUPM leistet, sofern es nicht von einer der
teilnehmenden Parteien unter Einhaltung einer Frist von zwei Monaten gekündigt wird.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir das Eingangsdatum dieses Schreibens mitteilen würden.

Genehmigen Sie, Herr..., den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Für die Russische Föderation

M. FRADKOV
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